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NGO Nichtregierungsorganisation

BFE Bundesamt fur Energie
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RK-NR Kommission fur Rechtsfragen des Nationalrats
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APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates

EU Europaische Union
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Biiro-NR Blro des Nationalrates

BIP Bruttoinlandsprodukt

FHG Finanzhaushaltgesetz

KMU Kleine und mittlere Unternehmen

BAZL Bundesamt fur Zivilluftfahrt

BIF Bahninfrastrukturfonds

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

StGB Schweizerisches Strafgesetzbuch

ESTV Eidgendssische Steuerverwaltung

SRF Schweizer Radio und Fernsehen

WAK-NR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats

EDA Eidgendssisches Departement fir auswértige Angelegenheiten

WBF Eidgendssisches Departement fur Wirtschaft, Bildung und Forschung

VPOD Schweizerischer Verband des Personals 6ffentlicher Dienste

SGV Schweizerischer Gemeindeverband

SSV Schweizerischer Stéddteverband

KF Konsumentinnenforum Schweiz

BK Bundeskanzlei

SIFEM Swiss Investment Fund for Emerging Markets

MoU Memorandum of Understanding (Absichtserklarung)

ECOSOC Wirtschafts- und Sozialrat der UNO
Pro Helvetia Offentlich-rechtliche Stiftung der Schweizerischen Eidgenossenschaft

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des Etats

DETEC Département fédéral de I'environnement, des transports, de I'énergie et
de la communication

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

ONU Organisation des Nations unies

OFEV Office fédéral de I'environnement

SECO Secrétariat d'Etat a I'économie

CdF-CN Commission des finances du Conseil national

OFAS Office fédéral des assurances sociales

CDF Controle fédéral des finances

ONG Organisation non gouvernementale

OFEN Office fédéral de I'énergie

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national

CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national

ARE Office fédéral du développement territorial

CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national
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UE Union européenne

CrEDH Cour européenne des droits de I'homme

Bureau-CN Bureau du Conseil national

PIB Produit intérieur brut

LFC Loi sur les finances

PME petites et moyennes entreprises

OFAC Office fédéral de I'aviation civile

FIF Fonds d'infrastructure ferroviaire

uss Union syndicale suisse

CP Code pénal suisse

AFC Administration fédérale des contributions

RTS Radio Télévision Suisse

CER-CN Commission de I'économie et des redevances du Conseil national
DFAE Département fédéral des affaires étrangéres

DEFR Département fédéral de I'économie, de la formation et de la recherche
SSP syndicats des Services publics

ACS Association des communes suisses

uvs Union des Villes Suisses

KF Konsumentinnenforum Schweiz (Forum des consommatrices)
ChF Chancellerie fédérale

SIFEM Swiss Investment Fund for Emerging Markets

MoU Memorandum of Understanding (Protocole d’entente)

ECOSOC Conseil économique et social de I'ONU
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 06.03.2021
KARIN FRICK

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Grundrechte

Mitte Januar 2021 startete mit Medienkonferenzen sowohl seitens des Initiativkomitees
als auch des Bundesrats der Abstimmungskampf zur Volksinitiative <«Ja zum
Verhiillungsverbot». In den zwei darauffolgenden Monaten bis zum
Abstimmungstermin am 7. Méarz 2021 war das Thema Verhullungsverbot in der Presse
praktisch téglich préasent. Wie die Zeitungs- und Inserateanalyse zeigte, erhielt die
Volksinitiative im angegebenen Zeitraum deutlich mehr Medienaufmerksamkeit als die
beiden anderen Abstimmungsvorlagen vom 7. Marz, das E-ID-Gesetz und das
Freihandelsabkommen mit Indonesien. Obgleich lber das Verhullungsverbot sehr viel
debattiert wurde, gab es weder flr noch gegen die Initiative eine nennenswerte
Inseratekampagne. Dies ging mit einer komplexen Gemengelage in der intensiv
geflihrten Debatte einher: Die Grenze zwischen dem beflrwortenden und dem
ablehnenden Lager war dusserst diffus; praktisch in jeder Partei oder gesellschaftlichen
Gruppierung, die ihren Standpunkt kundtat, gab es gewichtige Stimmen, die sich fur die
jeweils gegnerische Seite starkmachten. Neben dem Egerkinger Komitee, das die
Initiative lanciert hatte, und der SVP, die sie im Parlament unterstitzt hatte, stand auf
der Pro-Seite etwa auch ein Mitte-links-Komitee aus der Westschweiz, in dem sich
unter anderen GLP-Nationalratin Isabelle Chevalley (VD), der Genfer FDP-Grossrat Jean
Romain, der Berner SP-Grossrat Mohamed Hamdaoui und alt-CVP-Nationalratin
Marlyse Dormond Béguelin (VD) fur das VerhUllungsverbot engagierten. Ferner warb ein
Uberparteiliches Frauenkomitee um die Nationalratinnen Marianne Binder-Keller (mitte,
AG) und Monika Ruegger (svp, OW) sowie die Prasidentin des Forums fur einen
fortschrittlichen Islam Saida Keller-Messahli fur die Initiative. Fur ein Nein pléadierten
indes alle grossen Parteien ausser der SVP - allerdings keineswegs geschlossen -, ein
parlamentarisches Komitee unter der Federflihrung von FDP-Standerat Andrea Caroni
(AR), der  Schweizer  Tourismusverband, mehrere  Frauenverbande  und
Frauenstreikkomitees sowie diverse Akteure, die sich selbst als liberal verstanden oder
sich fur die Religionsfreiheit einsetzten, darunter die Operation Libero, Amnesty
International und verschiedene religiose Organisationen. Die grossen Abwesenden im
Abstimmungskampf waren die direkt Betroffenen, die Nikabtragerinnen selber. Wie der
Tages-Anzeiger berichtete, lag das jedoch nicht daran, dass man sie nicht hatte zu Wort
kommen lassen, sondern dass sie sich - abgesehen von zwei Interviews wahrend der
gesamten Kampagne - nicht &ussern wollten. Nach gemass eigenen Angaben
monatelanger Suche blieb der Zeitung deshalb nichts als die Erkenntnis, «dass verhullte
Frauen in der Schweiz nicht nur Kérper und Gesicht verstecken, sondern unsichtbar
und stumm bleiben>.

Argumentativ bewegte sich der Abstimmungskampf auf verschiedenen Ebenen, wobei
die Beflrwortenden und die Gegnerschaft Uber weite Strecken dieselben Punkte
vorbrachten, sie aber unterschiedlich interpretierten und daher zu gegenteiligen
Schlissen kamen. Neben der Islamdebatte und der Grundrechtsdiskussion wurde von
beiden Seiten aus feministischer, sicherheitspolitischer, staatspolitischer und
empirischer Warte argumentiert. Wenngleich der Initiativtext keinen Bezug zur
islamischen Gesichtsverschleierung herstellte, war beiden Seiten klar, dass sie sich vor
allem gegen jene richtete. In der Presse war daher meist vom «Burkaverbot» oder von
der «Anti-Burka-Initiative» die Rede, obwohl in der Schweiz - wenn Uberhaupt -
ausschliesslich der Nikab zu sehen sei, wie eine im Abstimmungskampf viel zitierte
Studie der Universitat Luzern feststellte. Wahrend das Contra-Lager die Initiative als
anti-islamisch und diskriminierend gegenlber Musliminnen verstand, sah die Pro-Seite
sie als Mittel zum Kampf gegen den radikalen Islam und den lIslamismus. Die
Religionsfreiheit der Musliminnen tangiere die Initiative nicht, weil die Verschleierung
nicht vom Islam verlangt werde, sondern ein kultureller Ausdruck fir die Unterdriickung
der Frau sei; sie kdnne daher nicht als Ausibung der persoénlichen Freiheit gewertet
werden. Vielmehr sei die Vollverschleierung sexistisch und entwdirdigend, weil sie die
Frauen im o&ffentlichen Leben wunsichtbar mache und entmenschliche. Die
muslimischen Frauen missten davor bewahrt werden, weil sie sich mit Gesichtsschleier
nicht in die Schweizer Gesellschaft integrieren konnten. Die Gegenseite betonte, dass
sich die Nikabtragerinnen in der Schweiz in der Regel aus religidser Uberzeugung
freiwillig verschleierten und nicht befreit werden mussten - im Gegenteil: Soziologische
Studien aus Frankreich zeigten, dass die Verschleierung von den strenggldubigen

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23



Musliminnen im westlichen Kulturkreis als antikonformistischer, emanzipatorischer Akt
verstanden werde. In Frankreich habe das Verbot den Gesichtsschleier sogar popularer
werden lassen, weil er jetzt auch als Ausdruck des Protests getragen werde. Zudem sei
es sexistisch und paternalistisch, den Frauen vorzuschreiben, wie sie sich zu kleiden
hatten und ihnen die freie Entscheidung fur den Schleier nicht zuzutrauen. Falls eine
Frau den Schleier tatsachlich unter Zwang trage, kriminalisiere das Verbot Uberdies das
Opfer und wirke kontraproduktiv, indem es die betroffenen Frauen zuhause einsperre
und erst recht aus der Gesellschaft ausschliesse. Dass es gemass der Studie der
Universitat Luzern in der Schweiz nur 20 bis 30 vollverschleierte Frauen gebe, gab dem
ablehnenden Lager Anlass, das Anliegen als unnoétige Symbolpolitik zu bezeichnen. Fur
die BeflUrworterinnen und Beflrworter war die Gesichtsverhillung jedoch eine
Prinzipienfrage und auch in noch so kleinen Zahlen nicht tolerierbar. Sie sahen sich im
Motto «Wehret den Anfangen» bestéarkt und forderten, jetzt zu handeln, solange es
noch nicht zu spat sei.

Weiter hob die Pro-Seite hervor, dass die Identifizierbarkeit von Personen
sicherheitsrelevant sei. Das Verhillungsverbot schitze die Gesellschaft somit auch vor
vermummten  Kriminellen wie zum Beispiel Hooligans oder gewalttatigen
Demonstrierenden. Dem setzte die Gegenseite entgegen, dass es in finfzehn Kantonen
bereits verboten sei, sich bei Demonstrationen und Sportveranstaltungen zu
vermummen. (Als erster Kanton hatte Basel-Stadt 1990 ein solches Verbot eingeflhrt.)
Ausserdem verhindere das Verhillungsverbot - anders als von den Initianten schon bei
der medienwirksamen Lancierung der Initiative suggeriert - keine Terroranschlage.
Daflr brauche es strafrechtliche und praventiv-polizeiliche Massnahmen, denn allein
durch ein Verhillungsverbot wirden radikalisierte Islamisten und Islamistinnen «nicht
plétzlich zurlck in die Mitte der Gesellschaft finden», wie es der «Sonntags-Blick»
formulierte. In anderen Kontexten, etwa in winterlicher Kélte, an der Fasnacht oder in
der Pandemiesituation, sei die Verhillung zudem auch fur die Initiantinnen und
Initianten kein Problem, wie die im Initiativtext enthaltenen Ausnahmen zeigten.

Auf der staatspolitischen Ebene drehte sich die Diskussion um die Frage, ob das
Verhillungsverbot in die Bundesverfassung gehore. Wahrend die Contra-Seite es
ablehnte, Kleidervorschriften in die Verfassung zu schreiben, sah das Pro-Lager dies als
gerechtfertigt an, weil es eben nicht um eine blosse Kleidervorschrift gehe, sondern um
einen Grundsatz der liberalen und demokratischen Gesellschaft: In der Offentlichkeit
das Gesicht zu zeigen und dasjenige des Gegenulbers zu sehen, sei fundamental fir das
Zusammenleben. Diese Begrindung hatte auch den EGMR wvon der
menschenrechtlichen Zuldssigkeit des Verhullungsverbots in Frankreich Uberzeugt, als
dieses in Strassburg vergeblich angefochten worden war. Darlber, ob die seit Monaten
geltende Maskenpflicht aufgrund der Corona-Pandemie dieses Argument ad absurdum
flhre oder ob sie gerade beweise, dass es das Verhullungsverbot flr das Funktionieren
der zwischenmenschlichen Beziehungen brauche, wurden sich die beiden Lager nicht
einig. Derweil war das gegnerische Lager der Ansicht, es sei gerade hochst illiberal,
etwas zu verbieten, das niemandem schade, nur weil es auf Ablehnung stosse. Auch der
Bundesrat argumentierte hauptsachlich staatspolitisch: Ein nationales
Verhillungsverbot greife in die Souveranitat der Kantone ein, denen die Polizeihoheit
obliege. Das Tessin und St. Gallen hatten bereits ein Verhullungsverbot eingefihrt,
wéhrend andere Kantone ein solches explizit abgelehnt hatten. Diese Entscheide seien
zu respektieren. Die Beflrwortendenseite argumentierte indessen, dass die Regelung
einer solch fundamentalen gesellschaftlichen Frage nicht den Kantonen Uberlassen
werden durfe. Dass die Gesichtsverhillung in vielen anderen européischen Landern -
darunter Belgien, Bulgarien, Danemark, Frankreich, Lettland und Osterreich - und sogar
einigen arabischen Staaten wie Agypten, Marokko, Senegal oder Tunesien verboten -
und im Falle von Frankreich das Verbot explizit vom EGMR als menschenrechtskonform
bestéatigt - sei, wertete die Pro-Seite als Zeichen der Legitimitét ihres Anliegens. Sie
betonte zudem die guten Erfahrungen, welche die Kantone Tessin und St. Gallen damit
gemacht hatten. Weder im Tessin noch in den bei arabischen Géasten beliebten
Osterreichischen Ferienorten habe sich das Verhullungsverbot negativ auf den
Tourismus ausgewirkt, wie es der Tourismusverband befurchtete. Die Contra-Seite hob
hingegen hervor, dass im Tessin und in St. Gallen praktisch keine Verstosse gegen das
Verbot registriert wurden, was bestatige, dass es sich nur um ein Scheinproblem
handle. In diesem Zusammenhang war in den Augen der Beflrworterinnen und
Beflrworter auch Justizministerin Karin Keller-Sutter, die sich im Namen des
Bundesrats gegen das Verhillungsverbot aussprach, nicht glaubwirdig, weil sie in St.
Gallen als ehemalige Polizeidirektorin genau ebendieses eingefliihrt habe. Gleichzeitig
attestierten die Gegnerinnen und Gegner dem Egerkinger Komitee und der SVP ein
Glaubwdurdigkeitsproblem, weil sie ihnen ihr Engagement flr Frauenrechte nicht
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MOTION
DATUM: 10.03.2022
KARIN FRICK

POSTULAT
DATUM: 02.11.2022
LENA BALTISSER

POSTULAT
DATUM: 02.11.2022
LENA BALTISSER

abkauften.

Neben der Initiative selbst sorgte auch der indirekte Gegenvorschlag, der bei
Ablehnung der Initiative automatisch in Kraft treten wurde, flr einige Diskussionen. Die
Initiativgegnerinnen und -gegner waren der Ansicht, der Gegenvorschlag regle mit der
gesetzlichen Pflicht, zur Identifizierung vor Behdérden das Gesicht zu zeigen, alles
Notige. Ausserdem leiste er - im Gegensatz zum Verhullungsverbot - einen
tatsachlichen Beitrag an die Starkung der Frauenrechte und die bessere Integration von
auslandischen Frauen in die Gesellschaft. Die Initianten argumentierten hingegen, der
Gegenvorschlag 16se  das  eigentliche Problem nicht und wer keine
«Gleichstellungsoffensive» («Weltwoche») wolle, miisse mit der Annahme der Initiative
den Gegenvorschlag verhindern.

Die durchgeflihrten Umfragen attestierten der Initiative von Anfang an gute Chancen.
Nachdem Ende Januar eine klare Ja-Mehrheit von 63 Prozent (Tamedia) bzw. 56
Prozent (SRF) resultiert hatte, legte die Nein-Kampagne im Folgenden etwas zu. Zwei
Wochen vor der Abstimmung bekundeten noch 59 bzw. 49 Prozent der Befragten eine
Ja-Stimmabsicht. Wahrend die Parteibasis der SVP durchwegs zu rund 90 Prozent ja
stimmen wollte, zeigten sich die Anhéngerschaften von FDP, Mitte und GLP gespalten -
hier konnte das Nein-Lager im Verlauf der Kampagne Boden gutmachen. Auch im linken
Lager traf das Anliegen immerhin bei rund 30 Prozent der Befragten auf Wohlwollen. '

Der Bundesrat soll klar festlegen, nach welchen Kriterien NGOs im In- und Ausland von
der Schweiz finanziert werden, und diesbezlglich wirksame Kontrollvorschriften
erlassen, so die Forderung einer Motion Matter (glp, GE). Ziel des Motionéars war es, dass
NGOs, die sich an Hassreden und insbesondere an Gewaltaufrufen gegen andere
Glaubensrichtungen beteiligen, nicht langer Schweizer Unterstiitzungsbeitrige
erhalten. Er verlangte zudem ausdricklich, dass die geforderten Rechtsgrundlagen
auch eine Bestimmung zum Antisemitismus enthalten, die sich auf die Definition der
International Holocaust Remembrance Alliance (IHRA) stitzt. In der Begrindung des
Vorstosses fluhrte er an, dass «gewisse von der Schweiz unterstitzte NGOs in
Verbindung mit der Volksfront zur Befreiung Paléstinas» stiinden, die auf der EU-Liste
der an Terrorhandlungen beteiligten Vereinigungen und Kérperschaften figuriere und
deren Tatigkeiten unter der Definition der IHRA als antisemitisch eingestuft wirden.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion, da er die bestehenden
Regelungen flr die Kooperation mit NGOs als ausreichend ansah. Er verwies in seiner
Stellungnahme insbesondere auf den Bericht Uber die Zusammenarbeit mit
Nichtregierungsorganisationen in Partnerlandern der internationalen Zusammenarbeit,
den er Anfang 2020 in Erfullung einer Motion Imark (svp, SO; Mo. 16.3289) sowie eines
Postulats Bigler (fdp, ZH; Po. 18.3820) veroffentlicht hatte. Mit der Frage der
Verwendung der Antisemitismus-Definition der IHRA beschaftige er sich ausserdem im
Zuge der Beantwortung eines Postulats Rechsteiner (sp, SG; Po. 19.3942). «II faut faire
plus, faire mieux», appellierte der Motionar in der Frihjahrssession 2022 an das
Nationalratsplenum und erreichte damit eine knappe Mehrheit: Die Volkskammer nahm
die Motion mit 92 zu 84 Stimmen bei 9 Enthaltungen an. ?

Innere Sicherheit

In Erfullung zweier Postulate Binder Keller (mitte, AG; Po. 20.3650) und Pfister (mitte,
ZG; Po. 20.3824) legte der Bundesrat im November 2022 den Bericht «Die Hisbollah
und die Schweiz» vor. Der Bundesrat sprach sich im Rahmen des Berichts gegen ein
Betatigungsverbot fiir die Hisbollah in der Schweiz aus. Laut dem Bericht wirde die
Hisbollah im Falle eines Verbots vermehrt im Untergrund agieren, was Uberwachung
und Pravention erschweren wurde. *

In Erflllung zweier Postulate Binder-Keller (mitte, AG; Po. 20.3650) und Pfister (mitte,
ZG; Po. 20.3824) legte der Bundesrat im November 2022 den Bericht «Die Hisbollah
und die Schweiz>» vor. Im Zentrum des Berichts standen, wie in den beiden Vorstdssen
gefordert, die Aktivitaten der schiitisch-islamistischen Hisbollah in der Schweiz sowie
die Prufung eines Betéatigungsverbots der Hisbollah in der Schweiz.

Der Bericht zeichnete die Entstehung und die aktuelle Aufstellung der Hisbollah nach
und wies eine insgesamt sehr geringe Aktivitat in der Schweiz aus. Die Anzahl der
Anhangerinnen und Anhénger wurde auf einige Dutzend geschéatzt, wobei diese
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MOTION
DATUM: 19.03.2021
MARC BUHLMANN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.09.2021
MARC BUHLMANN

Personen der Hisbollah nicht zwingend ideologisch verbunden seien. Die verschiedenen
Institutionen der Hisbollah in der Schweiz néhmen vor allem religiose Aufgaben wahr,
seien aber nicht enger mit anderen islamischen Zentren verbunden. Vereinzelt
beteiligten sie sich auch an politischen, teilweise antiisraelischen Aktivitaten. Uber die
Mittelbeschaffung und -verschiebung der Hisbollah in der Schweiz konnten laut dem
Bericht indes keine Kenntnisse gewonnen werden.

Die terroristische Bedrohung durch die Hisbollah schatzte der Bericht fir die Schweiz
als gering ein. Von der Bundesanwaltschaft sei bisher kein Strafverfahren gegen die
Hisbollah oder mit ihr in Verbindung stehende Personen eroffnet worden. Gleichzeitig
unterstrich der Bundesrat jedoch, dass die bestehenden Strukturen zur
Terrorbekampfung ausreichend seien, um mogliche terroristische Aktivitaten der
Hisbollah in der Schweiz zu erkennen und zu bekampfen.

Basierend auf diesen Erkenntnissen empfahl die Regierung, von einem
Betatigungsverbot flr die Hisbollah abzusehen. Ein solches wirde sich einerseits
negativ auf die diplomatischen und humanitaren Bestrebungen der Schweiz im Nahen
und Mittleren Osten auswirken. Andererseits wirde die Aktivitat der Hisbollah durch ein
Verbot in den Untergrund verschoben, was Pravention und Eingreifen bei potentiellen
terroristischen Aktivitdten erschweren wuirde. Die Position der Schweiz als neutrale
Vermittlerin, beispielsweise zwischen dem Libanon und Agypten oder zwischen den USA
und dem lran, kénnte durch ein Betatigungsverbot fur die Hisbollah massgeblich
geschadigt werden, mahnte der Bundesrat im Bericht. Mit Blick auf die humanitére
Unterstltzung, insbesondere im Libanon, riet die Regierung ebenfalls davon ab, die
Trennung zwischen dem politischen und dem militérischen Arm der Hisbollah
aufzuheben. Der politische Arm der Hisbollah sei als Regierungsmitglied und
Bereitstellerin von Infrastruktur im Libanon eine wichtige Kooperationspartnerin. Der
Bundesrat folgerte aus dem Bericht, dass die aktuellen Rechtsinstrumente ausreichten
und keine weiteren Massnahmen zu ergreifen seien. *

Institutionen und Volksrechte
Bundesverwaltung - Organisation

Am letzten Sitzungstag der Frihjahrssession 2021 lehnte der Nationalrat die Motion von
Michel Matter (glp, GE) ab, der Massnahmen fiir eine mehrsprachige Bundesverwaltung
gefordert hatte. Der Forderungskatalog des Genfers, der neben einer schweizweiten
Kampagne, die den Bund als mehrsprachigen Arbeitgeber anpreisen sollte, auch mehr
Rucksichtnahme bei Bewerbungen auf sprachliche Minderheiten, obligatorische
Sprachtests und Sprachkurse flr Verwaltungsangestellte sowie eine angemessene
Vertretung aller Landessprachen in den FlUhrungsetagen der Bundesamter umfasste,
war in der Stellungnahme des Bundesrats Mitte Februar nachgerade zerpflickt worden.
Die Bundesverwaltung sei in verschiedenen Kommunikationskanalen als «multilinguale
Arbeitgeberin» prasent; alle Stelleninserate wirden in den drei Amtssprachen
publiziert und eine «diskriminierungsfreie Rekrutierung» sei sichergestellt. Wurden fur
bestimmte Stellen Sprachkompetenzen verlangt, so wirden diese mit Sprachtests
Uberprift. Seit 2018 wdirden Sprachkompetenzen in der gesamten Verwaltung
regelmassig evaluiert und Massnahmen ergriffen, wenn die Anforderungen nicht erfullt
wilrden. Schliesslich musse die moglichst proportionale Berlcksichtigung aller
Sprachen in den Kaderfunktionen auf der Basis der Sprachenverordnung eingehalten
werden. Der Bundesrat erachte die Motion deshalb als bereits erflllt. Die grosse
Kammer schien hier mit der Regierung einer Meinung zu sein und lehnte die Motion
diskussionslos ab. ®

Weil sich der Standerat ziemlich knapp dazu entschieden hatte, nicht auf die Vorlage
der SPK-NR fiir eine Anderung des Offentlichkeitsgesetzes einzutreten, musste sich
die grosse Kammer in der Herbstsession 2021 erneut (ber die Idee eines kostenlosen
Zugangs zu Offentlichen Dokumenten beugen. Eine 18-kopfige Mehrheit der
Kommission empfahl Festhalten am Eintretensentscheid und eine 5-kdpfige Minderheit
wollte sich dem Standerat anschliessen und damit die bisherige Regelung beibehalten,
welche die Erhebung von Gebuhren erlaubt.

In der Regel seien Anfragen kostenlos. Gebuhren wirden effektiv nur in jenen Fallen
erhoben, in denen die Bereitstellung nachgefragter Dokumente mit hohem Aufwand fir
die Verwaltung verbunden ist, fihrte Andri Silberschmidt (fdp, ZH) in der Ratsdebatte
fur die Kommissionsminderheit aus, also etwa in 3 Prozent aller Félle. Ein
Handlungsbedarf mache die FDP.Liberale-Fraktion aufgrund dieser geringen Zahl nicht
aus. Auch die Mitte-Fraktion - ausgenommen die EVP - sehe nicht ein, weshalb das
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bewahrte Vorgehen geadndert werden soll, erklarte Marianne Binder-Keller (mitte, AG).
In Ausnahmeféllen dirfe eine Anfrage durchaus etwas kosten, zumal die Gebulhren fur
den teilweise hohen Aufwand «wirklich marginal» seien. Auf der anderen Seite
argumentierten die Grine sowie die Grlnliberale Fraktion mit der Transparenz, die nur
dann gegeben sei, wenn alle Dokumente kostenlos zur Verfligung gestellt wirden - so
Iréne Kélin (gp, AG) und Corina Gredig (glp, ZH) einhellig. Verwundert zeigte sich Nadine
Masshardt (sp, BE) Uber die Ablehnung des Sténderats, habe doch die SPK-SR der
parlamentarischen Initiative von Edith Graf-Litscher (sp, TG), auf welche die Vorlage
zurlickgeht, noch einstimmig Folge gegeben. Neue Argumente seien in der
Standeratsdebatte allerdings keine aufgekommen. Das 2004 eingefuhrte
Offentlichkeitsprinzip und das Ziel «die Verwaltung birgerfreundlicher und
zugénglicher» zu machen, kénne aber nur ganzlich geblUhrenfrei umgesetzt werden.
Auch der Bundesrat stehe hinter der Vorlage, liess Karin Keller-Sutter verlauten. Der
Handlungsbedarf sei in der Tat «eher punktuell», aber es kdnne nicht ausgeschlossen
werden, dass Uberhéhte Gebuhren Gesuchstellende abschrecken kénnten. Weil neben
der geschlossenen FDP- und der mehrheitlichen Mitte-Fraktion niemand die
standerétliche Ablehnung des Vorschlags teilen mochte, entschied sich der Nationalrat
mit 132 zu 47 Stimmen fur Festhalten am Eintretensentscheid. Damit ging die Vorlage
zuriick an den Sténderat.

Parlamentsorganisation

Wéhrend der Sommersession 2021 zog Marianne Binder-Keller (mitte, AG) ihre Motion
zurlick, mit der sie dringlich eine virtuelle Teilnahme an Parlamentssitzungen gefordert
hatte. Zu diesem Entscheid beigetragen hatte wohl auch die Antwort des Blro-NR, das
den Vorstoss zwar zur Ablehnung empfohlen hatte, die Diskussion aber als wichtig
erachtete. Allerdings werde die Forderung bereits im Rahmen verschiedener
parlamentarischer Initiativen (Pa.lv. Brunner, 20.423; Pa.lv. Christ, 20.425) und
insbesondere im Rahmen der Kommissionsinitiative der SPK-NR zur Handlungsfahigkeit
des Parlaments in Krisensituationen (Pa.lv. 20.437) umfassend aufgenommen. ’

Am 13. September 2021 war die Covid-19-Zertifikatspflicht ausgeweitet worden. Dieses
Zertifikat galt als Nachweis daflr, dass eine Person gegen Covid-19 geimpft, davon
genesen oder negativ dagegen getestet worden war. Das Vorweisen eines solchen
Zertifikats war zum Beispiel Bedingung fir die Teilnahme an Veranstaltungen, den
Besuch von Restaurants oder Kinos oder fir Reisen in andere Lander. Explizit
ausgenommen von der Zertifikatspflicht waren hingegen Parlamente und
Gemeindeversammlungen, damit die politischen Rechte der Birgerinnen und Burger
nicht eingeschrankt werden.

Bereits Ende August 2021 hatten sich Gesundheitspolitikerinnen der SP dafur
starkgemacht, dass auch flur das eidgendssische Parlament eine Zertifikatspflicht
eingefuhrt wird; sie stiessen allerdings sogar in der eigenen Fraktion auf Widerstand.
Dies wéare zwar gesundheitspolitisch sinnvoll, rechtlich aber wohl nicht machbar, so die
ziemlich einhellige Meinung in allen Parteien. Eine solche Pflicht wirde nicht nur gegen
den Schutz der politischen Rechte verstossen, es musste daftr wohl gar eine
Gesetzesanderung beschlossen werden.

Darauf hin folgte jedoch ein ziemlich starkes mediales Gewitter: Es sei «absurd», dass
das Parlament keine Zertifikatspflicht einfUhren und einen «Corona-Sonderzug fur
Politiker» fahren wolle, wetterte etwa der Tages-Anzeiger. Die «zertifikatsfreie Zone»
sei ein «verheerendes Signal». Man werde so zudem den Verdacht nicht los, dass die
Zertifikatspflicht wohl doch wesentlich einschneidender sei, als der Bundesrat jeweils
betone. Selbst ansonsten eher massnahmenkritische SVP-Politikerinnen und -Politiker
hatten gemerkt, dass «das Politikerprivileg im Volk schlecht ankommt>», analysierte die
Sonntags-Zeitung. Man kénne nicht Gesetze machen und von den Blrgerinnen und
Blrgern verlangen, diese einzuhalten, sich selbst als Parlament dann aber nicht daran
halten, zitierte der Blick etwa Alex Kuprecht (svp, SZ). In der Folge forderten s&émtliche
Parteiprasidentinnen und -prasidenten mit Ausnahme des Prasidenten der SVP in
einem offenen Brief an die Verwaltungsdelegation, flr die Herbstsession eine Covid-
19-Zertifikatspflicht fiir den Zutritt zum Parlamentsgebdude einzufliihren. Es gebe
«keinen Uberzeugenden Grund», Parlamentsmitglieder davon auszunehmen, so der
Brief.

Die SPK-SR nahm in der Folge den Ball auf und reichte eine parlamentarische Initiative
far eine fur die Anderung der Zugangsbedingungen notige Revision des
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Parlamentsgesetzes ein. Da fur den Zugang nur mindestens ein Covid-19-Test nétig sei,
sei es verhéltnismassig, eine Covid-19-Zertifikatspflicht auch fir den Eintritt zum
Bundeshauses zu verlangen, begrindete die Kommission ihr Vorgehen. Damit kédnnten
auch Maskenpflicht und Plexiglaswande aufgehoben und somit die Kommunikation
zwischen Parlamentsmitgliedern verbessert werden. Da die SPK-NR lediglich einen Tag
nach ihrer Einreichung der parlamentarischen Initiative Folge gab, legte die
standeratliche Kommission ein paar Tage spater bereits einen dringlichen Entwurf fir
eine entsprechende Revision des Parlamentsgesetzes vor, der vom Bundesrat begrisst
und noch in der Herbstsession 2021 von beiden Kammern beraten wurde.

Man stehe vor einem staatspolitisch brisanten Entscheid, leitete Andrea Caroni (fdp,
AR) die Debatte im Standerat ein. Man musse sich bewusst sein, dass man damit unter
Umstanden Ratsmitglieder von der Teilnahme an einer Session ausschliesse. Freilich sei
auch das offentliche Interesse gross, sei doch viel mediale Kritik auf das Parlament
eingeprasselt, weil zwar flr den Zugang zu zahlreichen Innenrdumen, nicht aber fir den
Zugang zum Bundeshaus eine Zertifikatspflicht gelte. Die gesetzliche Grundlage fur eine
Zertifikatspflicht sei nun aber nétig, weil sie nicht nur die Handlungsfahigkeit des
Parlaments verbessere, sondern weil man damit auch beweisen kénne, dass die vom
Parlament beschlossene Pflicht auch im Bundeshaus problemlos umgesetzt werden
kénne. Die Kommission empfehle die Vorlage mit 9 zu 2 Stimmen zur Annahme, so der
Kommissionssprecher Caroni. Mit einem Einzelantrag warb Beat Rieder (mitte, VS) in
der Folge fir Nichteintreten. Statt auf «Selbstverantwortung, Solidaritat und
Eigenverantwortung» setze man mit der Zertifikatspflicht auf «einen staatlichen
Kontrolimechanismus». All diese Massnahmen wurden zudem mit einem Tempo
durchgepeitscht, welches die Bevélkerung spalte. Ein Ja zur Vorlage kénne zudem auch
als Signal an den Bundesrat gelesen werden, ohne Grenzen «grundrechtswidrige
Entscheide» treffen zu durfen. Mit 35 zu 7 Stimmen entschied sich der Stadnderat
allerdings fur Eintreten.

Der Entwurf der SPK-SR sah vor, dass Personen ab dem 16. Altersjahr nur dann Zutritt
zum Parlamentsgebdude erhalten, wenn sie ein Covid-19-Zertifikat vorweisen. Die
Kosten fur notwendige Tests fur die Ausstellung eines Zertifikats sollten jenen Personen
vergutet werden, die zwingend Zutritt zum Parlamentsgebaude bendtigten. Der
Verwaltungsdelegation oblag die Definition dieser Personengruppe und die
Organisation der Kontrolle. Ihr wurde auch das Entscheidungsrecht Ubertragen, die
Zertifikatspflicht wieder aufzuheben, wenn die epidemiologische Lage dies erlaubt.
Stefan Engler (mitte, GR) verlangte in der Detailberatung eine Ausnahmeregelung flr
Personen, die eine Maske tragen und sich fur das Contact Tracing registrieren liessen.
Mit 21 zu 14 Stimmen (7 Enthaltungen) hiess der Stdnderat diesen Antrag gut. Mit 23 zu
18 Stimmen (2 Enthaltungen) abgelehnt wurde hingegen ein Antrag einer
Kommissionsminderheit, die eine Zertifikatspflicht nicht nur fir den Zugang zum
Parlamentsgebaude, sondern auch zu Kommissionssitzungen und
ausserparlamentarischen Aktivitaten verlangt hatte. Die Gesamtabstimmung passierte
der so modifizierte Entwurf mit 36 zu 6 Stimmen (1 Enthaltung).

Auch im Nationalrat wurden, einen Tag nach dem stéanderéatlichen Entscheid, Eintreten
und Detailberatung in einer einzigen Debatte durchgefiihrt. Wie aufgrund des oben
erwahnten Briefes der Parteiprésidien zu erwarten, wurde die Einflhrung einer
Zertifikatspflicht von allen Fraktionen ausser der SVP begrusst. Er habe ein «ungutes
Gefluihl», argumentierte Gregor Rutz (svp, ZH) fur seine Fraktion. Unter Zeitdruck
beschlossene Gesetze seien selten gut, weil man in Krisensituationen zu
«Flichtigkeitsfehlern» neige. Dieses schlechte Gefluhl nédhre sich auch am Umstand,
dass man hier aufgrund medialen Drucks agiere und nicht, weil es gesundheitspolitisch
notig sei. Der SVP-Fraktionssprecher erinnerte zudem an die Geschichtsbicher: 1932
seien  sozialdemokratische und kommunistische  Nationalratsmitglieder per
Parlamentsbeschluss ausgeschlossen worden. Der Ausschluss von Parlamentarierinnen
und Parlamentariern, die sich weder testen noch impfen lassen wollten, komme dieser
«verfassungsrechtlich hochst fragwurdigen» Aktion sehr nahe. Die Fraktion sehe aber
auch, dass das Gesetz den Parlamentsbetrieb erleichtern wirde. Die Mehrheit der SVP-
Fraktion werde sich deshalb der Stimme enthalten.

Eintreten wurde in der Folge ohne Gegenantrag beschlossen. In der Detailberatung
lagen zwei Minderheitenantrége vor. Eine Minderheit Binder (mitte, AG) beantragte die
Streichung der vom Standerat gemachten Ausnahme. Die Zertifikatspflicht sei keine
Impfpflicht. Man kénne von Parlamentsmitgliedern verlangen, dass sie sich testen
lassen, weshalb eine Ausnahme nicht noétig sei, so die Argumentation dieser durch
Marianne Streiff-Feller (evp, BE) vertretenen Minderheit. Eine zweite Minderheit Rutz
wollte die Verwaltungsdelegation verpflichten, alle acht Wochen zu prifen, ob die
Massnahme noch notwendig sei. Beide Minderheiten wurden deutlich abgelehnt. Mit
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146 zu 27 Stimmen (bei 17 Enthaltungen) passierte der gegeniber dem Sténderat
unveranderte Entwurf die Gesamtabstimmung. Samtliche Nein-Stimmen und
Enthaltungen stammten von der SVP-Fraktion (mit Ausnahme einer Enthaltung aus der
griinen Fraktion). 10 SVP-Mitglieder stimmten fir die Anderung des Parlamentsgesetzes.

Beide Kammern stimmten wiederum nur wenige Tage spater der Dringlichkeitsklausel
zu - der Standerat mit 35 zu 4 Stimmen und der Nationalrat mit 143 zu 35 Stimmen (6
Enthaltungen).  Die  Stimmenverhéltnisse  &nderten  sich  auch in den
Schlussabstimmungen am Ende der Herbstsession nicht. Der Entwurf wurde im
Standerat mit 38 zu 5 Stimmen (1 Enthaltung) und im Nationalrat mit 149 zu 35 Stimmen
(12 Enthaltungen) angenommen.

In der Folge setzte die Verwaltungsdelegation die Zertifikatspflicht um. Ab dem 2.
Oktober 2021 - also nach der Herbstsession 2021 - mussten alle Besucherinnen und
Besucher des Bundeshauses ein Covid-19-Zertifikat vorlegen. Parlamentsmitglieder und
Verwaltungsangestellte, die im Parlamentsgebaude ein- und ausgehen, konnten sich
einmalig registrieren lassen, woraufhin ihr Covid-19-Zertifikat auf den elektronischen
Zutrittsausweisen vermerkt wurde. Ratsmitglieder, die kein Zertifikat vorwiesen,
mussten eine Maske tragen. Fur die Wintersession 2021 beschloss die
Verwaltungsdelegation dank der Zertifikatspflicht, die Plexiglasscheiben abzubauen und
die Maskenpflicht aufzuheben. ®

In der Frihjahrssession 2022 debattierte der Nationalrat Uber die Vorlage seiner SPK-
NR, mit der die Handlungsfahigkeit des Parlamentes in Krisensituationen verbessert
werden sollte und die zahlreiche entsprechende Vorstésse aufnahm.
Kommissionssprecher Gregor Rutz (svp, ZH) erinnerte an die Urspriinge ebendieser
Vorstésse: Die Corona-Pandemie habe nicht nur zum abrupten Abbruch einer Session,
sondern auch zur Handlungsunfahigkeit des Parlaments gefuhrt. Die Tatigkeit der
Kommissionen sei eingeschrankt, die Organisation einer ausserordentliche Session sei
schwierig gewesen und das Parlament habe eine gewisse Ohnmacht gegentber den
Notverordnungen des Bundesrats verspirt. Um fur zukinftige Krisen gewappnet zu
sein, sei eine Subkommission mit der Ausarbeitung einer Vorlage betraut worden. Diese
sei sich jedoch einig gewesen, dass die bestehenden rechtlichen Instrumente dem
Parlament eigentlich auch in Krisenzeiten genlgend Handlungsspielraum verschaffen
wirden. Allerdings seien die Strukturen teilweise trage und es fehle an Ressourcen. Hier
setzte die Vorlage an, die in drei Blocken behandelt wurde. Der erste Block zielte auf
Vereinfachungen der Organisation von Sessionen und Kommissionssitzungen und
insbesondere auch auf die Ermoglichung von hybriden Sitzungen ab; der zweite Block
sah die Bildung einer schlagkraftigeren Verwaltungskommission anstelle der bisherigen
Verwaltungsdelegation vor und im dritten Block waren Vorschlage flr effizientere
parlamentarische Instrumente vorgesehen. Eintreten war unbestritten.

Konkret schlug die SPK-NR im ersten Block neue Regelungen fur die Einberufung von
ausserordentlichen Sessionen vor. Bisher konnte ein Viertel der Mitglieder eines Rats
oder der Bundesrat solche ausserplanmassigen Sitzungen einberufen. Neu soll dies
auch eine parlamentarische Kommission durfen, wenn sie dringenden Handlungsbedarf
sieht. Eine ausserordentliche Session soll darliber hinaus auch verlangt werden kénnen,
wenn der Bundesrat Notverordnungen erlasst, die sich direkt auf die Verfassung
stitzen. In ausserordentlichen Situationen, in denen die physische Prasenz von
Parlamentsmitgliedern verunmaéglicht wird - gemeint waren neben Pandemien etwa
auch Naturkatastrophen in bestimmten Regionen, héhere Gewalt oder behordliche
Anordnungen in Form von Quarantane -, kann die Ratsmehrheit die Moglichkeit einer
virtuellen Teilnahme an den Ratsdebatten beschliessen. Explizit ausgeschlossen wurde
eine virtuelle Teilnahme wahrend des Normalbetriebs. Vorgeschlagen wurde des
Weiteren, dass eine aufgrund einer Krisensituation nétige Anderung des Tagungsortes
neu keinen  Parlamentsbeschluss mehr  bendtigt, sondern von  einer
Koordinationskonferenz bestimmt werden kann. Ebenfalls in Block 1 wurden die
Zusammenkunfte der Kommissionen in Krisenzeiten neu geregelt: In dringlichen Féllen
soll neu eine ausserordentliche Kommissionssitzung mittels eines
Mehrheitsbeschlusses im Zirkularverfahren beschlossen werden kénnen. Eine virtuelle
Sitzung soll dann ermdglicht werden, wenn das Kommissionsprésidium und die
Kommissionsmehrheit einer solchen zustimmen. Hybride Sitzungen, also die virtuelle
Teilnahme einzelner Mitglieder, sind aber nur dann vorzusehen, wenn eine
Stellvertretung rechtlich nicht méglich ist.

Die Minderheitenvorschlége gegen einzelne Teile dieser Vorschlage in Block 1 wurden
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allesamt abgelehnt. So verlangte etwa Pirmin Schwander (svp, SZ) die ausdrickliche
Nennung des Parlamentsgebaudes in Bern als normalen Tagungsort, Samira Marti (sp,
BL) wollte die Anzahl zur Einberufung einer ausserordentlichen Kommissionssitzung
notiger Personen auf ein Drittel der Kommissionsmitglieder senken und verschiedene
Minderheiten wollten die Mdglichkeit virtueller Teilnahmen an Kommissionssitzungen
entweder ganz streichen (Minderheit Addor, svp, VS) oder ausweiten (Minderheit
Cottier, fdp, NE).

Auch im zweiten Block wurden sé&mtliche Minderheitsantrdge abgelehnt. Dass eine
neue, eigenstandige Verwaltungskommission anstelle der bisherigen
Verwaltungsdelegation geschaffen werden soll, war freilich unbestritten. Die Antrage
der Minderheiten zielten vielmehr auf deren Zusammensetzung ab. Die bisherige
Verwaltungsdelegation setzt sich aus den je sechs Mitgliedern der Ratspréasidien beider
Réate zusammen. Neu sollten lediglich noch die beiden Ratsprasidentinnen oder
-prasidenten und je vier erfahrene Mitglieder beider Kammern, welche fur vier Jahre in
die Verwaltungskommission gewahlt werden, in der zu schaffenden Kommission Einsitz
nehmen. Weil damit auch eine Entflechtung mit den Buros angestrebt wird, sollten
Mitglieder des Buros, also vor allem die Fraktionsprasidentinnen und -présidenten,
nicht gleichzeitig in der Verwaltungskommission sitzen diurfen. Eine Minderheit Aeschi
(svp, ZG) bekampfte diesen Passus erfolglos und eine Minderheit Moret (fdp, VD) wollte
auch die Vizeprasidentinnen oder -présidenten der beiden Rate in die Kommission
aufnehmen - ebenso ohne Erfolg. Aufgabe der Verwaltungskommission soll auch die
Oberaufsicht Uber die Parlamentsverwaltung sein, konkret also die Bestimmung der
Kommissionssekretare und des Generalsekretéars der Bundesversammlung. Ein
Minderheitsantrag Pfister wollte die Wahl der Generalsekretarin oder des
Generalsekretéars neu der Bundesversammlung tbertragen, was von der Mehrheit aber
wohl aus Angst vor einer «Verpolitisierung des Amtes», wie Kommissionssprecher
Gregor Rutz (svp, ZH) warnte, ebenfalls abgelehnt wurde.

Der dritte Block zielte auf Effizienzsteigerungen bei der Nutzung parlamentarischer
Instrumente ab. Damit von Kommissionen verfasste dringliche Bundesgesetze oder
Notverordnungen von der Bundesversammlung rasch behandelt werden kénnten,
brauche es kurzere Fristen fur die Stellungnahme des Bundesrats - so der Vorschlag
der SPK-NR. Diese sollen in Krisenzeiten spatestens in der nachsten ordentlichen oder
ausserordentlichen Session vorliegen. Neu sollen zudem zwei gleichlautende
eingereichte  Kommissionsmotionen den Bundesrat im Normalbetrieb dazu
verpflichten, bis zur néchsten anstehenden Session eine Stellungnahme zu verfassen.
Eine Minderheit Binder-Keller (mitte, AG) und der Bundesrat wehrten sich erfolglos
gegen dieses Ansinnen. Da eine Stellungnahme Zeit brauche, wirde deren Qualitat
leiden, wenn sie rasch erfolgen misse - so die Begrindung. Insbesondere im
Normalbetrieb sei fur eine solche Regelung kein Mehrwert ersichtlich. Dartber hinaus
sollten Kommissionsmotionen, die Anderungen von bundesréatlichen Notverordnungen
verlangen, innerhalb von sechs Monaten statt wie bisher bei angenommenen Motionen
innerhalb von zwei Jahren umgesetzt werden mussen. Weil dies klrzere Fristen nach
sich ziehe und damit ein Vernehmlassungsverfahren nicht immer moglich sei, mussten
in Krisenzeiten Kantonsregierungen und besonders betroffene Akteure konsultiert
werden. Zudem muss der Bundesrat kunftig von sich aus die zustandigen
parlamentarischen Kommissionen konsultieren, wenn er Notverordnungen erlassen will.
Neben der Minderheit Binder-Keller lagen zwei Antrage vor, mit denen eine abstrakte
Normenkontrolle fir solche Notverordnungen verlangt wurden. Wahrend die
Minderheit  Glattli  (gp, ZH) eine juristische Beurteilung Uber allféllige
Grundrechtsverletzungen von Notverordnungen, die durch das Parlament oder den
Bundesrat beschlossen werden, verlangte, sah die Minderheit Addor lediglich eine
Kontrolle der bundesratlichen Notrechtsbeschlisse vor. Auch in Block 3 folgten
komfortable Mehrheiten allen Antréagen der Kommission und lehnten damit auch diese
Minderheitsantrage ab.

In der Gesamtabstimmung hiess der Nationalrat den Entwurf mit 183 zu 1 Stimme gut,
die entsprechende Verordnung wurde mir 170 zu 1 Stimme (1 Enthaltung) und das
Geschéftsreglement des Nationalrats mit 171 zu 1 Stimme (keine Enthaltungen)
angenommen. Weil Letzteres lediglich der Zustimmung der grossen Kammer bedurfte,
wurde es tags darauf bereits der Schlussabstimmung zugefihrt, wo es mit 157 zu 28
Stimmen (5 Enthaltungen) angenommen wurde. Gegenstimmen und Enthaltungen
stammten allesamt von Mitgliedern der SVP-Fraktion. *

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23



MOTION
DATUM: 16.03.2021
MARC BUHLMANN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.03.2022
MARC BUHLMANN

Volksrechte

Die Gesetzeslage hinsichtlich der Parlaments- sowie der Volksrechte sei entweder nicht
klar genug oder erlaube es sogar Uberhaupt nicht, eine ausserordentliche Lage zu
bewiéltigen, eréffnete die Sprecherin der SPK-NR, Marianne Binder-Keller (mitte, AG) ihr
Pladoyer fur die Annahme der Motion von Beat Rieder (mitte, VS) zur Bewahrung der
demokratischen Rechte. Die Motion verlange einerseits, dass der Stillstand von Fristen
bei direktdemokratischen Instrumenten oder die Méglichkeit, Wahlen zu verschieben,
in einem Bundesgesetz geregelt werden sollen, damit man sich auch in Krisenzeiten
verlasslich darauf stiutzen kénne. Andererseits verlange der Vorstoss mehr digitale
Méglichkeiten, damit das Parlament auch in Krisenzeiten handlungsfahig bleibe. Zwar
nehme sich eine Subkommission diesen Fragen im Rahmen der Uberlegungen zum
«Parlament in Krisenzeiten» bereits an, die Annahme der Motion wirde aber die
Notwendigkeit der Bemuhungen verdeutlichen. Eine Kommissionsminderheit, die aus
SVP-Mitgliedern bestand, beantragte hingegen die Ablehnung der Motion, weil kein
Handlungsbedarf bestehe und die erwahnte Subkommission ja bereits an der Arbeit sei,
wie Martina Bircher (svp, AG) die Minderheitsposition zusammenfasste. Auch der
Bundesrat - vertreten durch Bundeskanzler Walter Thurnherr - plédierte gegen die
Motion. Eine gesetzliche Regelung sei nicht unbedingt zielfUhrend; die situativ
ergriffenen Massnahmen hatten auch dank guter Zusammenarbeit mit den Kantonen
funktioniert. Der Bundesrat wolle gemass den Jahreszielen 2021 die Prozesse bei
Abstimmungen und Wahlen lUberdies sowieso Uberprufen. Der zweite Punkt der Motion,
die Forderung nach mehr Digitalisierung, sei zudem derart allgemein formuliert, dass er
vor dem Hintergrund der zahlreichen Massnahmen in diesem Bereich ebenfalls keinen
Mehrwert bringe. Dies sahen allerdings lediglich die geschlossen stimmende SVP-
Fraktion und eine Mehrheit der FDP.Liberalen-Fraktion ebenfalls so. Punkt 1 der Motion
wurde entsprechend mit 109 zu 61 Stimmen und Punkt 2 mit 114 zu 57 Stimmen
angenommen und die Motion somit an den Bundesrat Gberwiesen.

Die parlamentarische Initiative von Sibel Arslan (basta, BS) war 2020 trotz gegenteiliger
Empfehlung der SPK-NR von der grossen Kammer knapp mit 98 zu 85 Stimmen
angenommen worden und auch die SPK-SR hatte knapp mit 7 zu 6 Stimmen fir
Folgegeben optiert. Statt eine Vorlage auszuarbeiten, hatte sich die SPK-NR dann
allerdings - erneut sehr knapp mit 12 zu 12 Stimmen bei einer Enthaltung und
Stichentscheid ihres Prasidenten Andreas Glarner (svp, AG) - dafiir entschieden, den
Vorstoss zur Abschreibung zu beantragen und keinen Erlassentwurf zum aktiven
Stimm- und Wahlrecht fiir 16-Jahrige auszuarbeiten.

Uber diesen Abschreibungsantrag entbrannte in der Friihjahrssession 2022 eine
lebhafte, mit zahlreichen Gegenfragen gespickte Debatte. Auf der einen Seite wurde flr
mehr «Vertrauen in die Jugend» pladiert (Corina Gredig, glp, ZH). Die alternde
Gesellschaft musse mehr junge Menschen einbeziehen, argumentierte Marianne
Binder-Keller (mitte, AG). Politisches Interesse sei keine Frage des Alters und politisch
interessierte Jugendliche durften nicht gebremst werden, forderte Nadine Masshardt
(sp, BE). Fur die Gegenseite gab Andri Silberschmidt (fdp, ZH) seine eigenen
Erfahrungen zum Besten: Es gebe genligend Werkzeuge, um in jungen Jahren auch ohne
Stimm- und Wahlrecht politisch aktiv zu sein. Gleichzeitig kritisierte er die Trennung
von aktivem und passivem Wahlrecht. Es leuchte nicht ein, weshalb man abstimmen
und wahlen sollen dirfe, nicht aber selber kandidieren. Weiter argumentierten die
Gegnerinnen und Gegnern, dass man viele Dinge mit 16 noch nicht durfe, was eben
auch die Vergabe des Stimm- und Wahlrechts in Frage stelle. «Wie soll denn jemand,
der offenbar nicht in der Lage ist, tUber den Kauf einer Flasche Wodka zu entscheiden,
vernunftig Uber eine Mehrwertsteuerrevision abstimmen kénneng», fragte etwa Gregor
Rutz (svp, ZH) rhetorisch. Dagegen wandte Felix Wettstein (gp, SO) ein, dass
Mindigkeits- und Stimmrechtsalter auch bei der Senkung auf 18 Jahre nicht
Ubereingestimmt hatten (das Mlndigkeitsalter lag damals bei 20, heute bei 18 Jahren).
Auch die Frage nach der genauen Altersgrenze wurde debattiert. Auf die wiederum
rhetorische Frage von Samira Marti (sp BL), ob es korrekt sei, dass Uber 50-jéhrige
dartber entschieden, wie die Welt in flnfzig Jahren aussehen solle, antwortete
Marianne Binder-Keller (mitte, AG), dass es zur Losung dieser Problematik wohl ein
«Stimmrechtsalter null» brauchen wirde. Am Schluss meldete sich auch Initiantin Sibel
Arslan zu Wort. Eine Abschreibung der Vorlage «ware eine Ohrfeige fur die Jungen». Es
gehe um deren Zukunft und ihr Einbezug starke den Generationenvertrag - so die
Baslerin.

Die Abstimmung Uber den Antrag flr Abschreibung fiel in der Folge erneut dusserst
knapp aus. Dank einigen Stimmen aus der FDP-Fraktion und knapp der Halfte der
Stimmen aus der Mitte-EVP-Fraktion wuchsen die Voten der geschlossen stimmenden
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SP-, GLP- und GP-Fraktionen auf 99 an, die gegen die 90 beflrwortenden Stimmen -
darunter die geschlossen stimmende SVP-Fraktion - obsiegten (3 Enthaltungen). Die
SPK-NR wird also eine Vorlage ausarbeiten missen. "

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Nachdem der Standerat in der Wintersession 2020 auf dem indirekten Gegenvorschlag
seiner SPK-SR zur Transparenzinitiative beharrt hatte, musste sich die Volkskammer
noch einmal Uber das Geschaft beugen, mit dem mehr Transparenz bei der
Politikfinanzierung hergestellt werden soll. Die SPK-NR wollte der Idee eine zweite
Chance geben, beantragte mit 14 zu 10 Stimmen Eintreten und schlug drei Erganzungen
zum Entwurf des Standerats vor: Parteien sollen auch die Betréage offenlegen mussen,
die sie von ihren Mandatstréagerinnen und Mandatstragern erhalten, auch
Standeratsmitglieder sollten ihr Wahlkampfbudget offenlegen mussen und die
Dokumente, auf denen die verschiedenen Betrage ausgewiesen werden mussen, sollten
stichprobenartig kontrolliert werden. Zudem schlug die SPK-NR bei den
Schwellenwerten vor, die Vorschlége des Standerats zu Ubernehmen:
Kampagnenbudgets sollten ab einer Hohe von CHF 50'000 und Spenden ab CHF 25'000
offengelegt werden mussen.

Zur Diskussion standen in der Fruhjahrssession 2021 auch einige Minderheitsantrage.
Zuerst forderte eine von SVP-Mitgliedern angefihrte Kommissionsminderheit, nicht auf
die Vorlage einzutreten. Mit dem Gegenvorschlag wie auch mit der Initiative selber
wirde hochstens «Scheintransparenz» geschaffen und «der Bevdlkerung Sand in die
Augen>» gestreut, argumentierte Martina Bircher (svp, AG) fir diese Minderheit. Mit dem
«administrativen Monster», das etwa durch Stlickelung von Spenden einfach umgangen
werden konne, werde Uber kurz oder lang eine staatliche Parteienfinanzierung
eingefuhrt und das «bewéhrte Milizsystem zu Grabe» getragen. Die links-griinen
Votantinnen (Nadine Masshardt, sp, BE; Ada Marra, sp, VD und Irene Kélin, gp, AG)
hoben hingegen im Namen ihrer Fraktionen hervor, dass Transparenz nicht nur immer
starker von der Bevolkerung gefordert werde, sondern auch ein zentrales Element der
Demokratie sei, um verlorenes Vertrauen wiederherzustellen. Auch die FDP votierte -
gemass ihrem Sprecher Andri Silberschmidt (fdp, ZH) - fir Eintreten, auch wenn volle
Transparenz nicht moglich sei und das Vertrauen der Bevolkerung auch heute nach wie
vor hoch sei. Auch die GLP sprach sich fur einen Gegenvorschlag aus: Niemand kénne
heute ernsthaft gegen mehr Transparenz eintreten, argumentierte Michel Matter (glp,
GE). Gegen Eintreten stimmten dann neben der fast geschlossenen SVP-Fraktion - nur
Lukas Reimann (svp, SG) wich von der Fraktionslinie ab und Mike Egger (svp SG) enthielt
sich der Stimme - lediglich noch 17 Angehdrige der Mitte-Fraktion und vier Freisinnige
(5 enthielten sich der Stimme). Die gesamthaft 70 Gegenstimmen waren aber gegen die
115 Stimmen, die fur Eintreten votierten, chancenlos.

Eine von Marianne Streiff-Feller (evp, BE) angefiihrte Minderheit forderte fir Spenden
einen Mindestbetrag von CHF 10'000 und eine von Andri Silberschmidt angefuhrte
Minderheit wollte diesen Betrag als Kompromissvorschlag bei CHF 15'000 ansetzen. Die
Initiative selber sah hier CHF 10'000 vor und der Stéanderat hatte sich fur CHF 25'000
ausgesprochen. Nachdem die  Minderheit  Streiff-Feller  zugunsten  des
Kompromissvorschlags zurlickgezogen worden war, wurde dieser mit 118 zu 76 Stimmen
angenommen, wobei die Gegenstimmen aus der SVP- und der Mitte-Fraktion
stammten.

Eine SVP-Minderheit, angeflihrt von Michael Buffat (svp, VD), beantragte, den Vorschlag
der SPK-NR fur die Offenlegungspflicht der Beitrdge von Mandatstragerinnen und
Mandatstragern abzulehnen. Der Vaudois machte geltend, dass das Gesetz mit
Aufnahme dieser Offenlegungspflicht noch weiter verkompliziert werde, weil
Mandatsbeitrage ja an unterschiedliche Parteistufen (national, kantonal, kommunal)
ausbezahlt wirden. Auch hier unterlag eine SVP-Mitte-Koalition aus 77 Stimmen einer
117-Stimmen-Mehrheit, die sich flr Beibehalten des neuen Vorschlags entschied.

Die gleiche SVP-Minderheit Buffat wollte auch vom Vorschlag der Kommission,
Transparenz auch bei Kampagnen zu Standeratswahlen herzustellen, nichts wissen.
Michael Buffat argumentierte, dass es sich bei Stdnderatswahlen um eine kantonale
Angelegenheit handle und dass der Schwellenwert von CHF 50'000 ungerecht sei, weil
dieser zwar bei grossen, aber wohl nicht bei kleinen Kantonen erreicht wirde. Auch
diese Minderheit scheiterte allerdings und der Nationalrat hiess die neue Regelung mit
139 zu 55 Stimmen gut. Erneut fand sich die SVP-Fraktion in der Minderheit, diesmal
allerdings ohne Unterstitzung der Mitte-Fraktion.

Eine weitere Minderheit, angeflhrt von Marianne Binder-Keller (mitte, AG), griff
schliesslich auch den dritten Vorschlag der SPK-NR an, der stichprobenweise
Kontrollen vorsah. Aufwand und Ertrag stinden hier in keinem Verhéltnis,
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argumentierte die Aargauerin, die in ihrem Votum auch bekannt gab, dass die Mitte-
Fraktion sowohl die Initiative als auch den Gegenvorschlag ablehne. Was némlich bei
beiden vergessen ginge, sei die Transparenz bei den «indirekten» Spenden. Eigentlich
mussten alle Organisationen, also auch die Gewerkschaften, Wirtschaftsverbédnde und
NGOs ihre Budgets offenlegen, damit wirklich Transparenz in der Politik herrschen
kénne. Mit 112 zu 82 Stimmen wurde erneut der Vorschlag der SPK-NR unterstutzt.

Auch von der linken Ratsseite wurden Minderheitsantrage gestellt. Eine von Irene Kélin
(gp. AG) angeflihrte Minderheit wollte auf einen im Standerat abgelehnten Vorschlag der
SPK-SR zurdckkommen und eine Busse von CHF 20'000 fur Zuwiderhandlung gegen die
Transparenzregeln einfuhren. Der von den Grinen und der SP-Fraktion unterstutzte
Vorschlag kam auf 68 Stimmen (unterstitzt von den drei EVP-Mitgliedern), wurde aber
von den 125 Voten aus den anderen Fraktionen Gberstimmt.

Zu reden gab schliesslich auch ein kurzfristig schriftlich eingereichter Antrag von
Thomas Aeschi (svp, ZG), der die von Marianne Binder gedusserte Kritik aufnahm und
Transparenz fur «alle politischen Organisationen» forderte. Verbande hatten viel
grossere Betrége zur Verflgung als Parteien, weshalb sie ebenfalls in die Pflicht
genommen werden mussten, war die schriftliche Begrindung des Antrags. Hier
schaltete sich Bundesratin Karin Keller-Sutter in die Diskussion ein und argumentierte,
dass es wohl zu «rechtlich kaum I6sbaren Abgrenzungsschwierigkeiten» kommen
wlrde, wenn dieser Antrag gutgeheissen wurde. Die Argumentation der Justizministerin
schien zu verfangen, wurde der Antrag Aeschi doch mit 121 Stimmen abgelehnt. Die 69
Stimmen, die ihn gutgeheissen hatten, stammten aus der geschlossen stimmenden SVP-
Fraktion und einer Mehrheit der Mitte-Fraktion.

In der Gesamtabstimmung standen 113 beflrwortende 78 ablehnenden Stimmen
gegentber (3 Enthaltungen). Der Wind hatte damit gedreht, wie die Presse
kommentierte: Im Gegensatz zur Gesamtabstimmung in der Herbstsession 2020
stimmten diesmal nicht nur die FDP, sondern auch die SP, die GP und die GLP flr den
Entwurf. Skepsis weckte er nach wie vor bei der SVP-Fraktion, die ihn mit 51 zu 2
Stimmen ablehnte, und bei der Mitte-Fraktion, bei der sich allerdings von 29
Stimmenden immerhin sieben fur die Vorlage aussprachen. Der Standerat wird sich in
der Folge mit den drei neu geschaffenen Differenzen auseinandersetzen missen.

Obwohl der Gegenvorschlag zur Volksinitiative «Fiir mehr Transparenz in der
Politikfinanzierung (Transparenz-Initiative)» auf gutem Wege war und das
Initiativkomitee bereits den Rulckzug seines Initiativbegehrens angekindigt hatte, falls
sich die Rate auf die noch ausstehenden Differenzen einigen kdnnten, liess es sich der
Nationalrat nicht nehmen, in der Sommersession 2021 lber besagtes Volksbegehren zu
debattieren. In nicht weniger als 59 Wortmeldungen wurde gestritten, ob es mehr
Transparenz in der Politikfinanzierung brauche, um das Vertrauen in die Politik zu
erhéhen, oder ob die Offenlegungspflichten mit den Besonderheiten des politischen
Systems der Schweiz unvereinbar seien, weil das Milizsystem auf Grund der fehlenden
staatlichen Parteienfinanzierung auf Spenden angewiesen sei. Hinterfragt wurden
zudem die Machbarkeit von Kontrollen und die Definition von Zuwendungen.

FUr mehr Transparenz argumentierte die Ratslinke: Nadine Masshardt (sp, BE), Mitglied
des Initiativkomitees, argumentierte, dass die Idee durchaus mit dem Milizsystem
vereinbar sei, weil lediglich Grossspenden offengelegt werden mdissten: «Meine
Grossmutter, die meine Wahlkampagne mit 100 Franken unterstutzt, oder auch der
Backer im Dorf, der 500 Franken an eine Abstimmungskampagne bezahlt, werden nicht
entbldsst.» Samira Marti (sp, BL) ergénzte, dass Blrgerinnen und Blrger wissen
mussten, wer bei Wahlen und Abstimmungen mit grossen Geldsummen Einfluss auf die
Politik nehmen wolle. In die gleiche Kerbe schlug Irene Kalin (gp, AG), die zudem daran
erinnerte, dass die Schweiz aufgrund der mangelnden Transparenz in der
Politikfinanzierung immer wieder gerlgt worden sei. Es seien «mutmasslich
auslandische Grosskonzerne wie Shell und BP, die Uber die Erddlvereinigung Avenergy
Suisse den Abstimmungskampf gegen das CO2-Gesetz massgeblich mitfinanzieren»
wlrden, erorterte Céline Widmer (sp, ZH) ein aktuelles Beispiel. Weil die
Kampagnenfinanzierung aber bisher geheim sei, kénne man darlber nur spekulieren.
Gerade in Abstimmungskampagnen musse aber Transparenz dartuber herrschen, woher
Grossspenden stammten.

Die Ratsrechte echauffierte sich hingegen etwa in der Person von Gregor Rutz (svp,
ZH), mehr Transparenz bringe nicht mehr Vertrauen, sondern im Gegenteil mehr
Misstrauen, weil hinter jeder Grossspende Korruption vermutet werde. Es gehe den
Initianten letztlich um die Einflhrung eines Berufsparlaments und einer staatlichen
Parteienfinanzierung. Es gebe keine Probleme, die mit mehr Transparenz geldst werden
mussten, fand auch Thomas Burgherr (svp, AG). Hier wirden «Probleme anderer Lander
auf unser eigenes Ubertragen». Eigenverantwortung und Vertrauen in der Bevolkerung
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gehe verloren, wenn Politik nicht mehr anonym unterstitzt werden kénne und eine
«Amerikanisierung» der Politik verstarkt werde. Schliesslich starke die durch eine
solche Regelung notwendige Kontrolle der Transparenzregeln nur die Burokratie. Kurt
Fluri (fdp, SO) fragte rhetorisch, ob die Kenntnis der Spenden Uberhaupt
aufschlussreich sei: Es sei doch kaum zu erwarten, dass Grossspender entgegen ihren
eigenen Interessen Geld in Kampagnen steckten. Es gebe zudem vielfaltige
Umgehungsmoglichkeiten, wie Sachleistungen, Zerstlckelung von Betrdgen oder das
Zwischenschalten von Vereinen oder Stiftungen, «die Parteispenden auf wunderbare
Art und Weise neutralisieren kdnnen». Forderung nach mehr Transparenz entspreche
deshalb keinem echten Problem, sondern einem «opportunistischen Zeitgeist». Auch
Andri Silberschmidt (fdp, ZH) gab zu Protokoll, dass er nicht davon ausgehe, dass die
Diskussionen um Transparenz in der Politikfinanzierung bald ein Ende nehmen wirden.
Es sei unlangst bekannt geworden, dass die SVP und die SP «Finanzierungsgeféasse in
Form von Stiftungen» geschaffen hatten, mit denen die Transparenzvorschriften
wahrscheinlich umgangen werden kénnten, wodurch dann wieder neue Regeln notig
wirden.

Die Ratsmitte, etwa in Person von Gerhard Pfister (mitte, ZG), bedauerte, dass weder
mit der Initiative noch mit dem Gegenvorschlag vollstdndige Transparenz geschaffen
werde: Die «indirekte Parteienunterstitzung», die etwa durch die Anstellung von
Parlamentsmitgliedern bei Interessenorganisationen oder NGOs erfolge, beeinflusse die
Politik wesentlich stérker als Parteispenden. Weitere Vorstésse wirden deshalb wohl
folgen, die letztlich die Parteien weiter unter Druck setzen wirden. Wollten die
Parteien ihrer vor allem aufgrund der direkten Demokratie wichtigen, aber aufwandigen
Arbeit weiter nachkommen, so musse wohl irgendwann «staatliche finanzielle
Unterstlitzung» gefordert werden. Jorg Méder (glp, ZH) bat darum, die Sache nicht zu
stark zu dramatisieren: «Wenn Sie also in Zukunft dank der neuen Regelung oder
anderweitig erfahren, dass der Velohandler lhres Vertrauens einer anderen Partei
gespendet hat oder ein Wahlplakat eines anderen Kandidaten ins Schaufenster gehangt
hat, machen Sie doch bitte kein Drama daraus». Die Politik funktioniere in der Schweiz
vor allem auch deshalb gut, weil sie auf Zusammenarbeit und Vertrauen beruhe.
Information kédnne dies noch weiter fordern.

Auch weil der Gegenvorschlag auf gutem Wege sei, bat die Sprecherin der SPK-NR,
Marianne Binder-Keller (mitte, AG), den Rat, die Initiative zur Ablehnung zu empfehlen,
was dieser schliesslich mit 110 zu 73 Stimmen auch tat. Entsprechend der Debatte
stimmten die geschlossenen Fraktionen der SP und der Grinen - unterstitzt von 5
Angehdrigen der Mitte-Fraktion - fir eine Empfehlung auf Annahme der Initiative.

In den Schlussabstimmungen am Ende der Sommersession 2021 empfahl der
Nationalrat die Initiative mit 121 zu 73 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) und der Stédnderat
mit 29 zu 14 (bei 1 Enthaltung) zur Ablehnung. Auch in der kleinen Kammer, die das
Begehren bereits in der Wintersession 2019 debattiert hatte, hatten sich die links-
grinen Parteien fur eine Unterstitzung der Volksinitiative ausgesprochen. ®

In der Sommersession 2021 réumten die Rate die noch bestehenden Differenzen beim
indirekten Gegenvorschlag fir mehr Transparenz bei der Politikfinanzierung aus, der
die Anliegen der Transparenzinitiative aufnehmen will. Als erstes war der Standerat an
der Reihe. Daniel Fassler (mitte, Al), der fir die SPK-SR Bericht erstattete, informierte
die Mitglieder der kleinen Kammer vorab, dass der Tragerverein der
Transparenzinitiative in einem an die Kommission gerichteten Schreiben von Ende Mai
2021 den bedingten Rickzug der Initiative in Aussicht stellte, wenn der Standerat in
zwei der vier beim Gegenvorschlag verbleibenden Differenzen auf die Linie des
Nationalrats umschwenke - bei der Hohe der Offenlegungspflicht von Zuwendungen an
Parteien und Initiativkomitees sowie bei der Regelung der Kontrollen. Beide Differenzen
wurden in der Folge ohne Diskussion gutgeheissen: Damit mlssen neu Geld- oder
Sachspenden, die an Parteien oder Komitees gerichtet werden und Uber einem
Schwellenwert von CHF 15’000 liegen, offengelegt werden. Die Initiative hatte hier
einen Wert von CHF 10'000 und der Standerat ursprunglich CHF 25'000 gefordert.
Bereits geeinigt hatten sich die Rate auf die Obergrenze der offenzulegenden Wahl-
und Abstimmungsbudgets von CHF 50'000. Zudem muss eine Behdrde, die vom
Bundesrat noch zu bestimmen sein wird, die Einhaltung der Offenlegungspflichten und
die Vollstandigkeit der eingereichten Dokumente kontrollieren und die Angaben
veroffentlichen. Auch der Standerat war daflir, dass diese Behdrde dartber hinaus
Stichprobenkontrollen durchfihren muss, mit denen die Richtigkeit der Angaben
verifiziert werden soll. Der Vorschlag der SPK-SR, eine sprachliche Anpassung
hinsichtlich der Offenlegungspflicht der so genannten Mandatssteuern, also der
Abgaben, die von Mandatstréagerinnen und Mandatstréagern an ihre Parteien erbracht
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werden, vorzunehmen, wurde ebenfalls stillschweigend gutgeheissen. Zu diskutieren
gab allerdings die letzte Differenz, namlich die Frage, ob die Offenlegungspflicht auch
fur Wahlkampfkampagnen von Standeratinnen und Stéanderaten gelten soll. Die
Mehrheit der kleinen Kammer hatte sich bei der ersten Beratung auf den Standpunkt
gestellt, dass Wahlen von Kantonsvertreterinnen und -vertretern kantonalem Recht
unterstinden und hierfur deshalb keine nationale Regel gelten durfe.
Kommissionssprecher Daniel Fassler wies darauf hin, dass das Initiativkomitee diesen
Punkt nicht als Bedingung fir den Rickzug der Initiative betrachte. Der Nationalrat
habe in seiner Debatte in der Frihjahrssession 2021 allerdings gefordert, dass alle
Mitglieder des gesamten Parlaments gleichgestellt werden mussten. Die SPK-SR schlage
eine Offenlegungspflicht nur fir jene Standeratsmitglieder vor, die auch tatsachlich
gewahlt wurden, erklart Fassler den Kompromissvorschlag seiner Kommission. Nur
diese gehodrten ja aufgrund der erfolgten Wahl einer Bundesbehérde an und wirden
dann auch nationalem Recht unterstellt. Eine Minderheit beantragte allerdings
Festhalten am urspringlichen Entscheid. Begriindet wurde diese Position von Thomas
Hefti (fdp, GL) damit, dass in einigen Kantonen bereits Transparenzregeln eingeflhrt
worden seien und man dies also getrost den Kantonen Uberlassen durfe, die zudem
spezifischer auf die unterschiedlichen Wahlkampfanforderungen fir den Stédnderat
Rucksicht nehmen kénnten. Obwohl vor allem die Ratslinke in Person von Lisa Mazzone
(gp, GE) oder Hans Stockli (sp, BE) fur die Mehrheit argumentierte und gleichberechtigte
Transparenz auch flr die kleine Kammer forderte, folgte eine Mehrheit von 25 zu 19
Stimmen dem Minderheitsantrag und beharrte somit auf dieser letzten Differenz.

Der Nationalrat befasste sich zwei Tage spater somit nur noch mit der Frage, ob
Standeratsmitglieder gleich behandelt werden sollen wie Nationalratsmitglieder. Die
SPK-NR, fir die Corina Gredig (glp, ZH) das Wort ergriff, sprach sich fur die Bejahung
dieser Frage aus. Der Wahlerschaft diesen Unterschied zu erklaren sei schwierig.
Dennoch wolle die Kommission dem Stadnderat entgegenkommen und Ubernehme
deshalb den im Standerat gescheiterten Vorschlag der Mehrheit der
Schwesterkommission, eine Offenlegungspflicht nur von effektiv gewéhlten
Kantonsvertreterinnen und -vertretern zu verlangen. Eine von Andri Silberschmidt (fdp,
ZH) angefuhrt Minderheit beantragte, dem standeratlichen Entscheid zu folgen und auf
eine Offenlegung der Wahlbudgets fur Stadnderatinnen und Sténderdte ganz zu
verzichten, um das gesamte Projekt nicht mit einem Element zu gefahrden, dass
letztlich «nicht matchentscheidend» sei. Die Mehrheit war hingegen anderer Meinung.
Marianne Binder-Keller (mitte, AG) zeigte sich erstaunt Uber die «grandiose Pirouette»
des Standerats, der ja eigentlich den Gegenvorschlag angestossen habe, um mehr
Transparenz zu schaffen, sich selber jetzt aber davon ausnehmen wolle. Nachdem
Bundesratin Karin Keller-Sutter versicherte, dass der Vorschlag der Offenlegungspflicht
nach erfolgter Wahl verfassungskonform sei, weil ein Standeratsmitglied mit der Wahl
dem Bundesrecht unterstellt werde, erhielt der Kommissionsvorschlag 114 Stimmen. Die
30 Stimmen, die den Sténderat génzlich von der Offenlegungspflicht der
Wahlkampfbudgets befreien wollten, stammten aus der FDP (21) und der SVP-Fraktion
(9).

Damit musste eine Einigungskonferenz eingesetzt werden, die es in Anbetracht der
Ausgangslage aber relativ einfach hatte und mit 21 zu 3 Stimmen beschloss, die Version
des Nationalrats bzw. die im Standerat abgelehnte Version der Mehrheit der SPK-SR als
Kompromissvorschlag zu unterbreiten. Im Standerat gab es zwar noch einige Stimmen,
die sich mit diesem Kompromiss nicht anfreunden konnten - so nannte Jakob Stark
(svp, TG) die Regelung einen «nicht zuldssigen Kunstgriff», weil wahrend der Wahl
kantonales Recht, nach der Wahl aber eidgendssische Recht gelte - nachdem die
Justizministerin aber davor warnte, dass die Initiative, die wohl bei einer
Volksabstimmung «grosse Chancen>» hatte, wesentlich weitgehendere
Offenlegungspflichten flr alle eidgendssischen Wahlen fordere, schwenkte die kleine
Kammer mit 31 zu 7 Stimmen bei 2 Enthaltungen auf den Kompromissvorschlag ein.
Auch der Nationalrat stimmte dem Kompromissvorschlag mit 132 zu 50 Stimmen
erwartungsgemass zu - nur die fast geschlossene SVP-Fraktion mit Ausnahme von Lukas
Reimann (svp, SG) stimmte dagegen.

Am Schluss der Sommersession 2021 hiess der Nationalrat die Vorlage mit 139 zu 52
Stimmen (4 Enthaltungen) und der Standerat mit 35 zu 7 Stimmen (2 Enthaltungen) gut.
In der Folge zog das Initiativkomitee sein Begehren bedingt zurtick. Nach Ablauf der
Referendumsfrist kiindete der Bundesrat an, das die neuen Regelung im Bundesgesetz
ber die politischen Rechte im Herbst 2022 in Kraft treten sollen. ™
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«Die Auslanderinnen von heute sind die Frauen von damals», zitierte Balthasar Glattli
(gp. ZH) zu Beginn der durch zwei parlamentarische Initiativen zum Stimm- und
Wahlrecht fiir Auslanderinnen und Auslander angestossenen Debatte einen Vergleich
zwischen den vor 1971 vom politischen Prozess ausgeschlossenen Frauen und den nach
wie vor exkludierten Auslanderinnen und Auslandern aus der NZZ. Zwar sei 1971 ein
«Demokratieproblem» geldst worden, es bestehe aber noch ein weiteres, das
angegangen werden kdénne, wenn man der parlamentarischen Initiative der grinen
Fraktion Folge gebe. Auch der zweite Initiant, Mustafa Atici (sp, BS), argumentierte, dass
der Ausschluss rund eines Viertels der Bevolkerung die direkte Demokratie der Schweiz
unvollstandig mache. Im Gegensatz zum Vorstoss der grinen Fraktion, die das passive
und aktive Stimm- und Wahlrecht fir Auslénderinnen und Ausléander auf Bundesebene
einfuhren wollte, forderte Atici dieses fir kommunale Angelegenheiten. Beiden
Anliegen war gemein, dass sie als Bedingung fur die Vergabe der politischen Rechte
wenigstens funf Jahre Wohnsitz in der Schweiz voraussetzten. Die Ratsdebatte war
notig geworden, weil die SPK-NR mit je 17 zu 8 Stimmen empfohlen hatte, beiden
Anliegen keine Folge zu geben. Die hauptsachlichen Argumente fur die abschlagige
Empfehlung wurden von Kommissionssprecherin Marianne Binder-Keller (mitte, AG)
und Kommissionssprecher Damien Cottier (fdp, NE) vorgebracht: Wer politische Rechte
auslben wolle, musse sich lediglich einblrgern lassen. Zudem kénne die EinfUhrung
eines kommunalen Stimm- und Wahlrechts nicht auf der Bundesebene bestimmt
werden, sondern sei eine kantonale Angelegenheit. Darlber hinaus erachte die
Kommission die Integration von Auslanderinnen und Auslandern in der Schweiz gar
«ungeteilt» als «zufriedenstellend»: «Angesichts eines der hochsten Auslanderanteile
in Europa gibt es kaum nennenswerte Schwierigkeiten, und ganz offensichtlich fuhlen
sich die Menschen auslandischer Staatsblrgerschaft abgeholt», erklarte die
Kommissionssprecherin. Dies mache den Besitz von Stimm- und Wahlrecht nicht
vordringlich. Binder-Keller liess es sich zudem nicht nehmen, den einleitenden
Vergleich Glattlis vehement zu kritisieren. Es sei eine «schreiende Ungerechtigkeit»
gewesen, «Blrgerinnen und Blrger in einem Land unterschiedlich zu behandeln». Im
Gegensatz zu damals bestehe ja heute die Moglichkeit, sich einblrgern zu lassen. Eine
links-griine Kommissionsminderheit stellte bei beiden Vorstéssen einen Antrag auf
Folgegeben, dem in beiden Féllen allerdings nur die Fraktionen der SP und der Griinen
folgten. Die 63 Stimmen reichten allerdings gegen die 110 (Pa.lv. Atici; 4 Enthaltungen)
bzw. 113 (Pa.lv. GP, 0 Enthaltungen) Gegenstimmen nicht aus. Die Vergabe des Stimm-
und Wahlrechts fur Nicht-Schweizerinnen und -Schweizer auf kommunaler Ebene
héngt somit weiterhin vom Wohlwollen der kantonalen Stimmbevolkerungen ab. ™

Wahlen
Kantonale Ersatzwahlen

Suite a la démission du conseiller d'Etat Pierre Maudet (GE, sans parti), une élection
complémentaire a été organisée dans le canton de Genéve. Candidat & sa propre
succession, Pierre Maudet s'est présenté en tant qu'indépendant aprés avoir été exclu
du PLR suite a ses problemes judiciaires. Pour tenter de maintenir son deuxiéme siege
a l'exécutif, le PLR a lancé Cyril Aellen. L'UDC, tout comme les Vert'libéraux, ont
proposé des conseillers nationaux, a savoir Yves Nidegger (udc, GE) et Michel Matter
(pvl, GE). Les Verts lancérent Fabienne Fischer. Le président du PBD Genéve Yann Testa
et Olivier Pahud (GE, sans parti) avec sa liste «Evolution Suisse», ainsi que Morten
Gisselbaek (GE, pdt) briguérent également le siége vacant. Si la candidature verte
pouvait compter sur le soutien du PS, le PLR a recu I'appui du PDC. La campagne en
temps de pandémie a d'une part été marquée par les critiques envers Fabienne
Fischer, suite a ses propos relatifs a la vaccination. Si ses propos pouvaient laisser
transparaftre des doutes sur I'utilité de la vaccination, elle rectifia plut tard vouloir se
faire vacciner. D'autre part, Pierre Maudet a été condamné a une peine pécuniaire de
300 jours-amende avec sursis pour acceptation d'un avantage pour son voyage a Abu
Dhabi.

Avec une participation de 48.2 pour cent, la verte Fabienne Fischer est arrivée en téte
avec 38'626 voix, suivie par Pierre Maudet (29'275 suffrages), Cyril Aellen (20'129), Yves
Nidegger (17'045), Michel Matter (12'322), Morten Gisselbaek (6'407), Olivier Pahud
(1'562) et enfin Yann Testa (777).

Lors du deuxieme tour (participation de 42.7 pour cent), le PDC a cette fois surpris en
proposant la candidature de Delphine Bachmann. Le parti souhaitait « offrir une
alternative a I'électorat de centre-droit », aprés que le PLR ait refusé de participer au
second tour. Fabienne Fischer, Pierre Maudet et Yves Nidegger se sont représentés.
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Avec une participation de 42.7 pour cent, Fabienne Fischer a été élue avec 47'507
suffrages. Pierre Maudet n'a pas réussi & récupérer son siege avec son score de 38'184
voix. La candidate PDC est arrivée en troisieme position avec 15'408 voix, suivie par
Yves Nidegger et ses 12'485 suffrages. Les Verts renforcant leur présence avec un
deuxieme siege, la composition du Conseil d'Etat genevois compte ainsi 2 PS, 2 PLR, 1
PLR, 1MCG et 1PDC. *

Eidgendssische Wahlen

A l'occasion des élections fédérales, 176 candidates et candidats ont brigué un siége au
Conseil national dans le canton de Genéve. 76 femmes figuraient parmi ces
candidatures. En raison de I'évolution démographique, 12 sieges étaient a pourvoir, soit
un de plus que pour la législature 2015-2019. Ce siege supplémentaire a attisé I'appétit
de plusieurs formations politiques. Dans cette optique, les divers apparentements et
sous-apparentements ont pris toute leur importance. A gauche, les vert.e.s, le PS et
Ensemble a Gauche/SolidaritéS ont conclu une alliance. En plus de leurs listes meres,
ces partis ont présenté plusieurs sous-listes: on retrouvait ainsi les traditionnelles listes
jeunes et des suisses et suissesses de |I'étranger chez les socialistes et les vert.e.s, mais
aussi les listes «égalité», «sans frontiere» et «anti-capitaliste» du coté d'Ensemble a
Gauche. Au centre-droit, I'alliance entre le PLR et le PDC, qui dure depuis plusieurs
décennies, a été mise a mal par la volonté des démocrates-chrétiens de s'affranchir de
leur partenaire historique. En effet, la direction du parti a proposé de créer une grande
alliance du centre en se rapprochant des vert'libéraux, du PBD et du parti évangélique.
Cependant, aprés d'intenses discussions, |'assemblée des délégué.e.s a choisi de
maintenir |'alliance avec le PLR, suivant I'argumentation du conseiller national sortant
Guillaume Barazzone (pdc), qui a notamment relevé que son élection au poste de
conseiller administratif de la ville de Genéve devait une fiere chandelle a cette entente.
La tentative d'approche du PDC étant restée sans suite, les vert'libéraux se sont
finalement apparentés au PEV et aux listes indépendantes «Planéte Bleue» et
«Fédéraction». A droite, I'UDC et le MCG se sont lancés ensemble dans la course. Un
«mariage de raison» selon la Tribune de Geneve, entre deux partis «qui n'ont plus
grand chose en commun>» depuis quelques années. L'UDF a également participé a cet
apparentement en présentant une candidate, alors que I'UDC a déposé deux sous-
listes, I'une jeune et l'autre internationale. Un candidat indépendant s'est présenté
sous la liste «Prophéte». Enfin, le PBD est parti seul dans la bataille. Le parti aurait pu
envisager un apparentement avec les autres partis du centre, mais il s'est tiré une balle
dans le pied avec un mélodrame autour d'Eric Stauffer. En accueillant le sulfureux
ancien député du MCG, la section genevoise du parti bourgeois-démocratique a
souhaité se doter d'une locomotive électorale, a méme de la renforcer dans la quéte
d'un siege. Cependant, la direction nationale du parti a émis de sérieuses réserves
quant a la candidature de Stauffer, en raison de son positionnement politique qui «ne
correspond pas» a celui du parti selon sa secrétaire générale. Arrivés trop tard pour
modifier la liste, les remous provoqués par cette affaire ont eu comme conséquences la
démission du président de la section cantonale et une prise de distance du PVL et du
PEV avec le PBD.

Parmi les élues et élus sortant.e.s, cing n'ont pas brigué de nouveau mandat a la
chambre basse. Empétré dans une affaire de notes de frais dans le cadre de son poste
de conseiller administratif, Guillaume Barazzone a décidé de se retirer de la vie
politique. Quant a lui, le socialiste Manuel Tornare a annoncé quitter la Berne fédérale
aprés deux mandats. Dans un entretien accordé a la Tribune de Genéve, il a regretté
que les parlementaires genevois soient souvent divisé.e.s et peinent a représenter les
intéréts du canton. Selon lui, les délégations vaudoises et zurichoises, par leur force et
leur unité, parviennent fréquemment a placer les intéréts de leur canton devant ceux
de Geneve. Le député libéral-radical Benoit Genecand, atteint d'un cancer a un stade
avancé, n'a pas souhaité se représenter. Le dynamique député, parfois qualifié de
«franc-tireur» pour ses positions qui détonnaient au sein de son parti, est
malheureusement décédé des suites de cette maladie en 2021. Enfin, Hugues Hiltpold
(plr), apres trois mandats, et Carlo Sommaruga (ps), élu depuis 2003, ont visé une
accession au Conseil des Etats, ou les deux fauteuils se sont libérés avec les départs de
Liliane Maury Pasquier (ps) et Robert Cramer (vert.e.s). Afin de maintenir un tandem de
gauche a la chambre haute, la verte Lisa Mazzone a présenté une double candidature
pour le national et les Etats. Elue en 2015, elle a été la benjamine du Parlement lors de
la derniére législature. Les autres sortant.e.s Céline Amaudruz (udc), Yves
Nidegger(udc), Christian Luscher (plr), Roger Golay (mcg) et Laurence Fehlmann Rielle
(ps) se sont représenté.e.s.
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Comme dans le reste de la Suisse, la vague verte n'a pas épargné le canton de Geneve.
Le parti écologiste est passé de un a trois sieges, devenant le premier parti du canton
avec 20.88 pour cent des suffrages (+11.98 points de pourcentage (pp) par rapport a
2015). Puisque Lisa Mazzone (29'154 voix) a été élue aux Etats, ce sont Nicolas Walder
(21'310 voix), président des vert.e.s genevois, Delphine Klopfenstein Broggini (20'026
voix) et Isabelle Pasquier-Eichenberger (19'287 voix) qui ont gagné le droit de siéger
sous la coupole. Avec 19'671 suffrages, le chef du groupe écologiste au Grand Conseil
Pierre Eckert a devancé Pasquier-Eichenberger, mais celui-ci a préféré poursuivre son
engagement politique a Genéve pour des raisons personnelles. Le parti vert'libéral a
également bénéficié de la poussée écologiste, récoltant 4.5 pour cent des voix (+2.2pp).
Avec le médecin Michel Matter (10'781 voix), la section genevoise a fait son entrée sous
la coupole, grace a I'apparentement avec les autres partis du centre. La gauche de la
gauche a également conquis un siége. Avec 2.27 pour cent (pas de liste en 2015), la liste
d'Ensemble a gauche et Solidarités, grace au jeu des apparentements, a réussi a placer
Jocelyne Haller (5163 voix) a I'Assemblée fédérale. Députée au Grand Conseil, elle a
déclaré avoir été élue «a I'insu de son plein gré», elle qui avait accepté de figurer sur la
liste mais sans faire campagne pour autant. Privilégiant son mandat au législatif
cantonal, elle s'est donc désistée. Premier des viennent-ensuite, Jean Burgermeister
(4'917 voix) a également cédé sa place, invoquant notamment la volonté de remplacer
une femme par une autre femme. Finalement, le siege de I'extréme-gauche est revenu
a Stefania Prezioso Batou (4'473 voix). En recul face a la poussée des vert.e.s, le parti
socialiste a été contraint de céder un siege (13.56%, -5.5pp). Laurence Fehimann Rielle
(27'938 voix) et Christian Dandrés (27'386 voix) ont complété la délégation de gauche
qui siégera a Berne durant la prochaine législature.

A droite, le PLR, premier parti du canton lors des fédérales de 2015, a perdu des
plumes, récoltant 17.23 pour cent des suffrages (-2.76pp). Les libéraux-radicaux ont di
abandonner un fauteuil, conservant deux mandats, qui reviennent au sortant Christian
Lischer, le mieux élu du canton avec 35'081 suffrages, et a Simone de Montmollin
(32'042 voix). Marqué par I'affaire Maudet, le PLR a souffert face a la concurrence des
vert'libéraux, d'autant plus que I'alliance avec le PDC n'a pas été couronnée de succes.
Avec 7.27 pour cent des suffrages, le parti démocrate-chrétien a reculé de 3.49pp par
rapport a 2015. Il a quand méme conservé son fauteuil grace a I'élection du président
de la section cantonale, Vincent Maitre (15'285 voix). Enfin, Céline Amaudruz (16'434
voix) et Yves Nidegger (15'398 voix) ont tous deux été réélus sous la banniere de I'UDC.
Le parti a récolté 12.87 pour cent des bulletins (-3.96pp). Malgré I'apparentement avec
['UDC, le MCG (5.37%, -1.78pp) n'a pas conservé son siege et ne sera donc plus
représenté a Berne. Le parti populiste, qui n'existe qu'au niveau cantonal, a passé deux
|égislatures sous la coupole.

En résumé, la délégation genevoise au national pour la 51éme législature se compose
donc de trois vert.e.s, deux PLR, deux UDC, deux PS, un PDC, un vert'libéral et une
membre d'Ensemble a Gauche/SolidaritéS. La délégation est composée d'autant de
femmes que d'hommes, ce qui constitue la plus forte représentation féminine jamais
envoyée a Berne par le canton. La participation lors de I'élection s'est montée a 39.01
pour cent (42.9% en 2015). "

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Mehr Transparenz, Konsistenz und Koordination im Abstimmungsverhalten der
Schweiz in den UNO-Organisationen wiinschte sich Marianne Binder-Keller (mitte, AG)
in einem im September 2018 eingereichten Postulat. Im Postulatstext beméngelte die
Nationalratin, dass die Schweiz keine wirklich konsistente Position vertrete, weil das
EDA oftmals nur eingeschrankt entscheide und stattdessen andere Departemente
individuell Fachfragen beantworteten und Abstimmungsentscheide trafen. In ihren
Augen musse die Schweiz im Hinblick auf ihre Kandidatur fur den Sicherheitsrat mehr
Vertrauen und Transparenz schaffen. Sie forderte den Bundesrat daher dazu auf,
mehrere Aspekte fir eine bessere Koordination zu prifen und Umsetzungsvorschlage in
Form eines Berichts vorzulegen. Als Baustellen und mégliche Verbesserungsvorschlage
nannte sie die Fachstelle «UNO-Koordination» - welche die Kohérenz der
schweizerischen UNO-Politik sichern soll -, die Neubeurteilung von wiederkehrenden
Resolutionen, die Konsultation der Aussenpolitischen Kommissionen bei allen
Resolutionen von UNO-Organisationen und Unterorganisationen, die regelmassige
Information des Parlaments Uber das Schweizer Abstimmungsverhalten sowie die
Publikation des Abstimmungsverhaltens auf der Webseite des EDA. Der Bundesrat
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zeigte sich bereit, das Anliegen in Form eines Berichts aufzuarbeiten, da dieses
verschiedene Aspekte zum Einbezug des Parlaments in die UNO-Politik umfasste. Er
beantragte daher die Annahme des Postulats.

Der Nationalrat nahm die Motion in der Wintersession 2020 stillschweigend an. ™

In Erfullung eines Postulats von Marianne Binder-Keller (mitte, AG) veréffentlichte der
Bundesrat im Januar 2021 den Bericht zur Koordination des Abstimmungsverhaltens
der Schweiz in den UNO-Organisationen. Binder-Keller hatte die Prifung von flnf
Punkten und die Erarbeitung von Umsetzungsvorschlagen derselben gefordert. In
seinem Bericht hielt der Bundesrat erstens fest, dass die Fachstelle «UNO-
Koordination» des EDA aktuell die Schweizer Stellungnahmen und die Resolutionen der
Generalversammlung, des ECOSOC und des Menschenrechtsrats koordiniere. Eine
Koordination aller Geschéfte, wie von Binder-Keller vorgeschlagen, wiirde jedoch einen
Personalausbau in der UNO-Koordination ndétig machen, wahrend dies in den
Fachamtern nicht zwingenderweise zu einem Personalabbau fihren wirde. Die
vorliegende Arbeitsteilung sei ressourceneffizient und habe sich bewahrt, weshalb man
nicht davon abweichen wolle. Der zweite Punkt, die Prifung von regelmassig
wiederkehrenden Resolutionen, erfllle das EDA mit seiner geltenden Praxis bereits. Die
Ausweitung der Konsultation der Aussenpolitischen Kommissionen auf alle
Resolutionen von UNO-Organisationen und -Unterorganisationen ist geméass Bundesrat
zeitlich und ressourcentechnisch nicht zweckmassig. Das Kriterium der Wesentlichkeit
werde weiterhin zur Beurteilung, ob eine Konsultation stattfande, angewendet. Der
vierten Forderung Binder-Kellers, der jahrlichen Information der Aussenpolitischen
Kommissionen Uber das Schweizer Abstimmungsverhalten, wollte der Bundesrat
Rechnung tragen, weshalb das EDA zuklUnftig auf seiner Webseite regelméssig
Abstimmungsergebnisse und Stimmverhalten publizieren werde. Damit werde auch das
flinfte Anliegen, die geforderte Transparenz gegeniiber der Offentlichkeit, erfillt.
Darlber hinaus werde das EDA im Falle einer Mitgliedschaft im Sicherheitsrat die
Prioritaten der Schweiz jeweils auf der Webseite des EDA veroffentlichen, versprach
der Bundesrat. "

Zwischenstaatliche Beziehungen

Am 20. Oktober 2022 reiste Bundesprasident Cassis in die Ukraine, um sich mit
Prasident Selenskyj zu treffen. Die Reise war aufgrund von Sicherheitsbedenken im
Geheimen organisiert worden, trotzdem berichtete der Blick bereits vor Cassis Ankunft
Uber den Besuch. Das EDA zeigte sich in der Folge ausserst verargert Uber diese
Indiskretion. Dadurch sei die Sicherheit der Delegation geféahrdet worden, so ein
Sprecher des Departements. Begleitet wurde der Aussenminister von Nationalratin
Marianne Binder-Keller (mitte, AG) und Standerat Matthias Zopfi (gp, GL). Es war der
zweite Besuch einer hochrangigen Schweizer Delegation seit dem Kriegsausbruch,
nachdem Nationalratsprasidentin Iréne Kalin (gp, AG) im April des gleichen Jahres nach
Kiew gereist war. Fur Aussenminister Cassis war es bereits die zweite Amtsreise in die
Ukraine, eine erste hatte er 2021 vorgenommen. Am Treffen nahmen auch der
ukrainische Premierminister Denys Schmyhal und Aussenminister Dmytro Kuleba teil.
Die Gespréache fokussierten auf die aktuelle Kriegssituation, die humanitéren
Bedurfnisse der Ukraine sowie die Vorbereitungsarbeiten fir den Wiederaufbau- und
Entwicklungsplan des Landes. Im Rahmen der Ukraine Recovery Conference, die im Juli
2022 in Lugano stattgefunden hatte, hatte die Schweiz an der Erarbeitung des
Wiederaufbauplans mitgewirkt. Cassis tauschte sich mit seinem ukrainischen Pendant
Schmyhal Uber die Umsetzung der an der Konferenz angestossenen Massnahmen aus.
GegenUlber den Medien unterstrich der Bundesprasident die Solidaritat der Schweiz mit
der ukrainischen Bevélkerung und kritisierte Russlands Verletzung der territorialen
Integritat der Ukraine. Im Rahmen des Treffens unterzeichneten die beiden Parteien ein
MoU zur digitalen Transformation und zwei Absichtserklarungen zur Zusammenarbeit in
den Bereichen «vermisste Personen» und «Forensik».

In der Schweiz wurde die Amtsreise von Cassis insgesamt positiv aufgenommen. APK-
NR-Président Franz Gruter (svp, LU) erachtete den Besuch als ein gutes Zeichen, stellte
aber die Frage in den Raum, «was er damit erreichen will». Ein Schutzmachtmandat der
Schweiz zwischen der Ukraine und Russland hatte der SVP-Aussenpolitiker begrusst, fur
Gesprache uUber den Wiederaufbau des Landes sei es aber noch zu fruh, wie er CH
Media mitteilte. Mitte-Nationalratin Schneider-Schneiter (mitte, BL) fand es hingegen
wichtig, dass Cassis ein Follow-up der Ukraine-Konferenz durchgefihrt habe.
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Im Anschluss an den Staatsbesuch in der Ukraine reiste Cassis weiter nach Moldawien,
um in ChillinOu mit Prasidentin Maia Sandu Uber die Konsequenzen des Kriegs auf ihr
Land und dessen humanitare Lage zu sprechen. ?°

Anfang November 2022 gab der Bundesrat bekannt, dass das WBF gemeinsam mit dem
EDA entschieden habe, die Lieferung iranischer Drohnen nach Russland zu
sanktionieren. Damit Ubernehme die Schweiz die Sanktionen der EU gegen drei
iranische Militarangehorige und eine Firma, welche an der Entwicklung und Lieferung
von Drohnen an Russland beteiligt gewesen sein sollen. Diese Drohnen seien
anschliessend im Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine eingesetzt worden. Die
sanktionierten Subjekte durften damit nicht mehr in die EU oder die Schweiz einreisen,
mit ihnen durften keine Geschafte gemacht werden und allféallige Vermdgen in der
Schweiz konnten eingefroren werden. Gleichzeitig gaben beide Departemente aber
auch bekannt, dass man die weiteren - im Zusammenhang mit den gegenwartigen
Protesten - erlassenen EU-Sanktionen gegeniiber dem Iran nicht iibernehmen wolle.
Nach der Tétung von Jina Mahsa Amini in iranischem Polizeigewahrsam am 16.
September 2022 war es im Iran zu landesweiten Demonstrationen gekommen, welche
die iranische Regierung gewaltsam hatte niederschlagen lassen. Die EU sanktionierte
daraufhin elf Personen und vier Organisationen, die sowohl mit dem Tod der jungen
Iranerin als auch mit der Protestbekdmpfung in Verbindung gebracht wurden. Der
Bundesrat rechtfertigte den Verzicht auf die Ubernahme dieser Sanktionen damit, dass
die Schweiz den Tod von Amini als eines der ersten Léander auf héchster Stufe mit dem
Iran thematisiert und eine «rasche, unabhéngige und unparteiische Aufklarung
gefordert» habe. Auch die Gewaltanwendung gegen Protestierende habe man verurteilt
und den lIran auf bilateraler und multilateraler Ebene zur Einhaltung seiner
menschenrechtlichen Verpflichtungen aufgefordert. Diese Massnahmen erachtete der
Bundesrat als ausreichend. Zudem Ubernehme die Schweiz finf Schutzmachtmandate
im oder fur den Iran, welche ebenfalls in die Abwagung miteingeflossen seien. Die
bereits bestehenden Finanz-, Reise- und Gutersanktionen wollte der Bundesrat
hingegen weiterhin aufrechterhalten.

Der emeritierte Rechtsprofessor Thomas Cottier erklarte die Zurtckhaltung des
Bundesrats im Tages-Anzeiger damit, dass die Schweiz bisher noch nie «thematische
Menschenrechtssanktionen» - also Sanktionen gegen Staaten, die auf ihrem Gebiet
Menschenrechte nicht einhalten -erlassen habe. Dementsprechend ware eine
Ubernahme aller EU-Sanktionen ein Paradigmenwechsel mit Prazedenzcharakter
gewesen. In der Folge hatte man diese auf weitere Staaten anwenden mussen, da die EU
derartige Sanktionen beispielsweise auch gegen China erlassen habe.

Der Entscheid des Bundesrats sorgte fir einige rote Koépfe in der Schweizer
Parteienlandschaft. Marianne Binder-Keller (mitte, AG) forderte im Tages-Anzeiger
mehr Unterstitzung der Demokratiebewegung im Iran und kritisierte die nur teilweise
erfolgte Sanktionslibernahme. SP-Nationalrat Fabian Molina (sp, ZH) bezeichnete den
Bundesratsentscheid gar als «Skandal», fur den es rechtlich keinen Grund gebe. Auch in
der Bevolkerung formierte sich Widerstand gegen die offizielle Haltung der Schweiz: In
Bern protestierten kurz darauf tausende Personen auf dem Bundesplatz gegen das
iranische Regime und forderten eine Wende in der Schweizer Iran-Politik. Die grine
Nationalratin Natalie Imboden (gp, BE), die ebenfalls an den Protesten teilnahm,
kritisierte, dass sich die Schweiz hinter ihren Schutzmachtmandaten verstecke.

Offentliche Finanzen
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Direkte Steuern

In der Herbstsession 2020 behandelte der Nationalrat die Volksinitiative «Lohne
entlasten, Kapital gerecht besteuern>», die sogenannte 99-Prozent-Initiative. Neben
dem Mehrheitsantrag der WAK-NR auf Annahme der bundesratlichen Botschaft und
somit auf Empfehlung zur Ablehnung der Initiative lagen dem Rat zwei
Minderheitsantrdge Bendahan (sp, VD) und Wermuth (sp, AG) vor. Die Minderheit
Bendahan préasentierte dem Rat einen direkten Gegenentwurf: Anstatt
Kapitaleinkommen Uber einem Grenzbetrag zu 150 Prozent zu besteuern, wie es die
Initiative vorschlug, sollte das hohere Kapitaleinkommen gemaéss Gegenentwurf gleich
wie das Arbeitseinkommen zu 100 Prozent besteuert werden. Die Initiative wolle das
Kapital hoher besteuern, so wie zuvor die Léhne héher besteuert worden seien; wer
also die Initiative flUr extrem halte, weil sie eine Einkommensart bevorzuge, musse
eigentlich fur den Gegenentwurf stimmen. Mit diesem wurden Lohn und Kapital gleich
behandelt, argumentierte Bendahan. Die Minderheit Wermuth hingegen beantragte
dem Rat, die Initiative zur Annahme zu empfehlen. Die zwei Minderheitensprecher
stellten vor allem eine Frage in den Mittelpunkt ihrer Reden: Wieso soll Einkommen aus
Erwerbsarbeit zu 100 Prozent und Einkommen aus Kapital zu einem reduzierten
Prozentsatz besteuert werden?¢ Wert und Reichtum wirden «genau an einem Ort
produziert werden, und das ist die menschliche Arbeit», betonte Wermuth. Da das
Steuersystem dies aber nicht abbilde, nehme der «Unterschied zwischen unten und
oben» auch in der Schweiz zu.

Kommissionssprecherin Schneeberger (fdp, BL) und Kommissionssprecher Regazzi (cvp,
TI) nahmen den Grossteil der Kritik an der Initiative, welche in der Folge von den
blrgerlichen Mitgliedern im Rat geédussert wurde, eingangs bereits vorweg. Sie
kritisierten, dass der Initiativtext sehr breit formuliert sei und Vviel
Interpretationsspielraum lasse. So werde zum Beispiel nicht klar, welche
Einkommensteile zu den Kapitaleinkommen gezahlt wirden; denkbar sei gemaéss
Initiativtext, dass neben den Kapitalgewinnen auch Ertrége aus beweglichem und
unbeweglichem Vermogen, wie Eigenmietwerte oder Renten aus der Vorsorge,
betroffen wéren, auch wenn die Initiantinnen und Initianten in ihren Erklérungen von
einem engeren Begriff ausgingen. Die Initiative bringe der Schweiz Uberdies einen
komparativen Nachteil im Steuerwettbewerb und bringe eine massive zuséatzliche
Steuerbelastung fir Unternehmen, vor allem fur KMU, mit sich. In der Folge kénnten die
Unternehmen auch weniger investieren. Diese Wirkung wirde sich vermutlich aufgrund
der Corona-Krise noch verstérken. Insgesamt wurden vor allem die Beschaftigten mit
kleinen und mittleren Einkommen, also diejenigen Personen, die mit der Initiative
besser gestellt werden sollten, durch Kindigungen oder Konkurse die Hauptlast der
negativen Folgen der Initiative tragen. Mit 17 zu 8 Stimmen lehne die Kommission die
Initiative daher ab.

Es folgte eine lange Debatte mit 56 Wortmeldungen und zahlreichen Nachfragen.
Besonders umstritten war die Frage, ob die Schere zwischen Arm und Reich in den
letzten Jahren zu- oder abgenommen habe. Grinen-Sprecherin Ryser (gp, SG)
argumentierte, dass zwar die Markteinkommen in der Schweiz weltweit am
gleichméssigsten verteilt seien, dass aber eben die Vermdgensanteile sehr einseitig
verteilt seien: 1 Prozent der Bevdlkerung halte 40 Prozent der Vermdgensanteile. Und
diese Ungleichheit nehme seit den 1970er Jahren zu. Dem entgegnete FDP.Liberalen-
Sprecherin Gossi (fdp, SZ), dass dies nur gelte, solange die steuerbefreiten Vermogen,
insbesondere das Kapital der zweiten und dritten Saule der Altersvorsorge, nicht
bertcksichtigt wirden. Nehme man diese hinzu, werde der Unterschied zwischen Arm
und Reich Uber die Zeit nicht grosser.

Insbesondere Grlinen-Sprecherin Ryser brachte Uberdies einige Argumente zur
Entkraftung der Kritik an der Initiative vor. Der Grossteil der sozialen Sicherheit und
somit der Umverteilung geschehe Uber die Sozialversicherungen und diese wilrden
durch Lohnbeitréage finanziert, nicht durch Steuern auf Kapital, betonte sie. Zudem
wirden den KMU durch die Initiative keine Mittel entzogen, da die naturlichen
Personen, nicht die KMU, zusatzlich besteuert wirden. Wenn deren Besitzerinnen oder
Besitzer die Kosten auf die Unternehmen abwalzten, sei das deren Entscheidung.
Nachfolgeregelungen bei KMU seien aber weiterhin problemlos méglich. Schliesslich sei
die Beflrchtung, dass durch die Initiative vermdgenshaltende Privatpersonen ins
Ausland abwanderten, ein Totschlagargument, das die Politik handlungsunfahig mache.

Wahrend sich die meisten burgerlichen Sprecherinnen und Sprecher deutlich gegen die
Vorlage aussprachen, fanden Kathrin Bertschy (glp, BE) und Michel Matter (glp, GE) flr
die Grunliberalen auch wohlgesinnte Worte fur die Initiative. Auch sie sahen
Verbesserungspotenzial im Steuersystem bezlglich der hohen Belastung der
Arbeitseinkommen, der Verteilung der Einkommen und Vermégen sowie der
Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit. Die Initiative wolle aber nicht
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primar die Besteuerung des Erwerbseinkommens reduzieren, sondern beinhalte vor
allem Steuerermassigungen von Personen mit tiefen oder mittleren Arbeitseinkommen
oder Transferzahlungen an diese. Entsprechend kénne die GLP die Initiative nicht
unterstitzen.

Zum Schluss legte Finanzminister Maurer die Position des Bundesrates dar und stimmte
in seiner Argumentation weitgehend mit derjenigen der Kommissionssprechenden
Uberein. Ergdnzend hielt er aber fest, dass die Initiative zudem zu einer weiteren
Verlagerung der Steuerzahlenden von den armen zu den reichen Kantonen fihre und
damit den Zusammenhalt der Schweiz gefahrde. Zudem bezahle ein Prozent der
Steuerzahlenden bereits mehr als 40 Prozent der direkten Bundessteuer; eine noch
hohere Besteuerung wirde den «Bogen Uberspannen». Umverteilung finde somit
bereits heute statt, genauso wie auch die Besteuerung von Kapital und Gewinn etwa im
Eigenmietwert, der Grundstickgewinnsteuer sowie der Vermodgenssteuer bereits
enthalten sei. Die Schweiz habe ein ausgewogenes Steuersystem, das «weder auf die
eine noch auf die andere Seite Uberlastet» werden solle.

Nach den ausfuhrlichen Diskussionen schritt der Rat schliesslich zu den Abstimmungen:
Mit 123 zu 62 Stimmen sprach sich die Ratsmehrheit zuerst gegen die Minderheit
Bendahan und somit gegen den Gegenvorschlag und anschliessend auch gegen die
Minderheit Wermuth auf Empfehlung zur Annahme der Initiative aus. Die Stimmen der
Minderheiten stammten von den geschlossen stimmenden SP- und Grinen-
Fraktionen. #

Im Mérz 2021 reichte Marianne Binder-Keller (mitte, AG) zwei Postulate ein (Po. 21.3189
und Po. 21.3190), mit denen sie einen Vergleich der Gemeinschaftsbesteuerung mit
Volisplitting und der Individualbesteuerung hinsichtlich steuerlicher, burokratischer
und vollzugstechnischer Aspekte forderte. So sollte der Bundesrat etwa zu den
Nachteilen der Individualbesteuerung hinsichtlich Abztgen, zur Anzahl zu verfassender
Steuererklarungen, zu den Problemen fur die Kantone bei Umstellung auf Bundes-,
jedoch nicht auf Kantonsebene oder zur Missbrauchsgefahr durch die Streichung der
Solidarhaftung der Ehegatten Bericht erstatten. Das zweite Postulat forderte Auskunft
zur Starke des Eingriffs «in die freie Wahl der Lebensformen» der zwei
Besteuerungsarten, zu ihren Folgen auf die Anerkennung der Familienarbeit sowie auf
die Moglichkeiten fur Erwerbspausen. Der Bundesrat betonte, die Fragen der beiden
Motionen im Rahmen seiner Auslegeordnung zu verschiedenen Modellen der Ehe- und
Familienbesteuerung beantworten zu wollen, und empfahl das Postulat zur Annahme.
Beide Vorstdsse wurden von Christa Markwalder (fdp, BE) in der Sommersession 2021
bekampft, da sie sich an der «tendenzidsen Fragestellung der Postulantin» zugunsten
des Vollsplittings storte. Zudem brauche es keine neuen Berichte - es gebe bereits
verschiedene neuere Studien dazu -, stattdessen musse die Individualbesteuerung
endlich umgesetzt werden, wie Markwalder wahrend der Beratung der Vorstdsse in der
Herbstsession 2021 darlegte. Mit 97 zu 76 Stimmen (bei 1 Enthaltung) respektive mit 103
zu 77 Stimmen (bei 1 Enthaltung) lehnte der Nationalrat beide Postulate ab. Ein
dhnliches Postulat von Benedikt Wirth (mitte, SG; Po. 21.3285) hatte der Standerat in
der Sommersession 2021 angenommen. %°

Staatsrechnung

In der Sommersession 2022 behandelte zuerst der Nationalrat die Staatsrechnung
2021 und begann die Diskussion mit einer allgemeinen Aussprache. Michel Matter (glp,
GE) und Mike Egger (svp, SG) stellten dem Rat die Staatsrechnung mit einem erneuten
Rekorddefizit vor. Das Defizit von CHF 12.2 Mrd. sei auf die ausserordentlichen,
Corona-bedingten Ausgaben zurlickzufihren, betonte Michel Matter - und setzte die
Unterstitzungsmassnahmen in der Folge mit der wirtschaftlichen Erholung und einem
BIP-Wachstum von 3.6 Prozent im Jahr 2021 in direkten Zusammenhang. Uberdies hob
er den Anstieg an Einnahmen, aber auch an Ausgaben hervor.

Die Fraktionssprecherinnen und -sprecher stellten in ihren Reden unterschiedliche
Aspekte der Staatsrechnung in den Mittelpunkt. Sandra Sollberger (svp, BL) und Alex
Farinelli (fdp, TI) erachteten in ihren Voten die steigenden Ausgaben als problematisch
und forderten eine strikte Einhaltung der Schuldenbremse sowie Zurlckhaltung bei
neuen Ausgaben. Demgegeniber zeigte sich Alois Gmir (mitte, SZ) vor allem erfreut
daruber, dass die bewilligten Covid-19-Kredite von CHF 25 Mrd. nicht vollstandig
ausgeschopft worden seien - CHF 11 Mrd. davon habe der Bund «dank dem liberalen
Kurs des Bundesrates und des Parlamentes bei der Bewéltigung der Pandemie» nicht
benotigt. Diesen Aspekt hob auch Ursula Schneider Schittel (sp, FR) hervor, die sich
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aber mit der geforderten Sparsamkeit der SVP- und FDP-Fraktion nicht einverstanden
zeigte: Etwa die Bekémpfung der Klimakrise bedlrfe weiterer grosser finanzieller Mittel,
forderte sie. Gerhard Andrey (gp, FR) nahm insbesondere den Abbau der
ausserordentlich verbuchten Covid-19-Schulden in der Héhe von CHF 20.3 Mrd. ins
Visier, fiur welche er die Verwendung der Uberschiisse auf dem Ausgleichskonto
bewarb. Auch Finanzminister Maurer stellte den eine Woche spéater zur Debatte
stehenden Schuldenabbau ins Zentrum und forderte «flr die kinftigen Jahre wieder
eine hohe Finanzdisziplin». Roland Fischer (glp, LU) hingegen stérte sich an den zwei
Vorbehalten, welche die EFK zur Staatsrechnung vorgebracht hatte. Einerseits
kritisierte die Finanzkontrolle die Verbuchung von Covid-19-Hartefallmassnahmen fur
das Jahr 2021, da die Kantone die entsprechenden Kosten noch nicht definitiv in
Rechnung gestellt hatten. In der Finanzierungsrechnung dirfen jedoch nur bereits
erfolgte Ein- oder Auszahlungen verbucht werden. Diese Problematik stellte sich aber
zum letzten Mal, da der Bund seine Staatsrechnung ab néchstem Jahr von der
Finanzierungs- auf die Erfolgsrechnung umstellt. Der Finanzminister argumentierte,
dass man aufgrund einer gemeinsamen Datenbank die Hoéhe der kantonalen
Hértefallhilfen per Ende 2021 kenne und er eine solche Verbuchung aufgrund der
Periodengerechtigkeit bevorzuge. Andererseits storte sich die EFK an den
Ruckstellungen zur Ruckerstattung der Verrechnungssteuer, die der Bundesrat sowohl
in der Erfolgs-, als auch in der Finanzierungsrechnung ausweist, obwohl diese weder
Einnahmen noch Ausgaben darstellen. Diese Buchungen «entsprechen nicht den
aktuellen gesetzlichen Grundlagen», kritisierte Fischer. Man habe diese Rickstellungen
nun wahrend vier Jahren vorgenommen und das Parlament habe sie jeweils
oppositionslos verabschiedet, erwiderte der Finanzminister. Zudem |8se sich ja auch
diese Problematik 2023 mit der Umstellung auf die Erfolgsrechnung von alleine. Trotz
dieser Vorbehalte empfahl die EFK die Staatsrechnung zur Annahme, die Kommission
zeigte sich damit einverstanden und formulierte keine Anderungsantrége. Hingegen
verlangte eine Minderheit Andrey, dass die gesamten Ausschittungen der SNB jedes
Jahr gleich und somit wie im Vorjahr als ordentliche, nicht wie vom Bundesrat
vorgesehen als ausserordentliche Einnahmen verbucht wirden. Der Finanzminister
erladuterte, dass sich die Situation gegentuber dem Jahr 2020 veréndert habe: Die neue,
seit 2021 geltende Vereinbarung mit der SNB unterscheide einen Grundbetrag von CHF
666 Mio., welchen man jedes Jahr ordentlich verbuchen wolle. Méglich seien aber auch
Zusatzausschuttungen in der Héhe von bis CHF 4 Mrd., wovon der Bund maximal 1.3
Mrd. erhélt. Diese Zusatzausschuttungen, die fir das Jahr 2021 CHF 1.3 Mrd. betragen,
seien jedoch deutlich unsicherer, weshalb der Bundesrat sie als ausserordentliche
Einnahmen verbuchen mochte, um bei ihrem Wegfall keinen Fehlbetrag in der
ordentlichen Rechnung aufzuweisen. Mit 125 zu 67 Stimmen lehnte der Nationalrat den
Minderheitsantrag Andrey gegen den Willen der Grinen- und der SP-Fraktion ab. In der
Gesamtabstimmung sprach sich der Rat mit 191 zu 1 Stimme (von Erich Hess; svp, BE) flr
Annahme der Staatsrechnung 2021 aus und hiess auch die Rechnung des
Bahninfrastrukturfonds und des Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrsfonds
fir das Jahr 2021 gut.

Im Standerat blieb zwei Tage spater eine Diskussion zur Staatsrechnung aus. Auch
Kommissionssprecherin Gapany (fdp, FR) verwies in der Prasentation der Rechnung auf
die Vorbehalte der EFK, empfahl die Staatsrechnung aber im Namen der Kommission
zur Genehmigung. Einstimmig mit 40 zu O Stimmen folgte der Stdnderat diesem Antrag
und nahm ebenfalls auch die Rechnungen des Bahninfrastrukturfonds und des
Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrsfonds flir das Jahr 2021 einstimmig an.

Voranschlag

Das Differenzbereinigungsverfahren zu den Nachmeldungen zum Nachtrag | zum
Voranschlag 2020 dauerte zwar einige Runden, wurde jedoch in nur zwei Tagen der
ausserordentlichen  Session zur Bewaltigung der Corona-Krise abgewickelt.
Entsprechen sei man als Mitglied einer Finanzkommission «eigentlich von einer Sitzung
an die néchste» gegangen, wie Ursula Schneider Schuttel (sp, NR) erklarte und die zu
kurze Behandlungszeit monierte. Noch offen waren bei der Differenzbereinigung die
Kredite fur die Institutionen der Kinderbetreuung, fur den Tourismus, flr die
Geschaftsmieten sowie die Rahmenbedingungen flr die Flugverkehrsunternehmen und
die flugnahen Betriebe. Zu den ersten drei Punkten redete Finanzminister Maurer dem
Parlament zu Beginn der Differenzbereinigung ins Gewissen: Das Legiferieren aufgrund
von Notrecht sei nur bei Gefahr oder Eintreten einer schweren Stérung der
offentlichen Ordnung oder bei Gefahrdung der inneren oder &usseren Sicherheit
moglich. Dies sei jedoch bei den noch offenen Fragen zur Kinderbetreuung, zum
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Tourismus und zum Wohnungswesen nicht der Fall. Entsprechend habe man keine
Berechtigung, hier einen Kredit zu sprechen. Dieser Appell stiess beim Parlament
jedoch mehrheitlich auf taube Ohren.

Bezuglich des Kredits fir die Institutionen zur Kinderbetreuung betonte etwa Céline
Widmer (sp, ZH), die nationalratliche Kommissionssprecherin, die Notwendigkeit der
Bundesunterstutzung aufgrund der aktuellen Notlage. Zahlreiche Sprechende betonten
denn auch die soziale und wirtschaftliche Bedeutung von Krippen und hoben hervor,
dass das Kinderbetreuungsnetz langwierig und teuer aufgebaut worden sei und nun
Gefahr laufe, zusammenzubrechen. Zu glauben, dass die Gemeinden und Kantone diese
Zahlungen leisten kénnten, sei illusorisch, erklarte etwa Minderheitssprecher Christian
Dandreés (sp, GE). Auch die Kommissionsmehrheit sah einen Beitrag vor: Insgesamt liege
der geschétzte Finanzbedarf bei CHF 200 Mio., davon solle der Bund wie vom Sténderat
vorgeschlagen einen Drittel, die Kantone zwei Drittel Ubernehmen, erklarte
Kommissionssprecherin Widmer. Zwar beantragten zwei Minderheiten, bei CHF 100
Mio. zu bleiben respektive gar kein Geld zu sprechen, die Ratsmehrheit entschied sich
jedoch, dem Standerat beizupflichten und diese Differenz zu bereinigen.

Als néachstes galt es, die Bedingungen der Kreditverwendung fur die
Flugverkehrsunternehmen und flugnahen Betriebe zu bereinigen. Auch hier willigte der
Nationalrat in die Formulierung des Standerates ein: Statt Umschulungsplanen fur den
Fall eines Stellenabbaus zu erarbeiten, sollten die entsprechenden Unternehmen dazu
verpflichtet werden, bei einem allfalligen Personalabbau sozialvertréagliche Losungen zu
finden. Umstrittener war die Frage, ob die Flugverkehrsunternehmen verpflichtet
werden sollten, den Reiseblros die ausgefallenen Flige zu bezahlen. Loste dies bei der
Mehrheit des Standerates anfanglich aufgrund der Ungleichbehandlung von Reiseblros
und Privaten noch Kopfschitteln aus, liess sie sich in der Folge vom Argument
Uberzeugen, dass Umbuchungen, Gutscheine und Ruckzahlungen bis April 2021 zwar fur
Private eine Moglichkeit seien, nicht aber fur die Reiseblros, welche den Kunden
ihrerseits ab Anfang Oktober das Geld zurlickerstatten mussten. Flr diese sei eben eine
Rlckzahlung existenziell. Stillschweigend willigte der Standerat folglich in diese
Bedingung zur Kreditverwendung ein.

Langer dauerten die Debatten zu den Geschaftsmieten und zum Tourismus.

Die Diskussion um den Kredit zu den Geschéaftsmieten lehnte sich eng an die Diskussion
um das Gesetz und somit die Formalitaten zum Erlass der Geschaftsmieten an. Die CHF
50 Mio., welche der Stéanderat anfangs beantragt hatte, entsprachen denn auch dem
Betrag, der geméss des Konzepts der WAK-SR nétig ware. Da der Vorschlag der WAK-NR
lediglich eine Aufteilung zwischen Mietenden und Vermietenden, ohne Beteiligung des
Bundes vorsah, und der Nationalrat diesen gegenuber dem standeratlichen Vorschlag
bevorzugte, lehnte die grosse Kammer einen entsprechenden Bundeskredit ab. Eine
Minderheit Friedl (sp, SG) zog jedoch in Betracht, CHF 20 Mio. fiir einen Hértefallfonds,
den es auch im nationalratlichen Konzept brauche, einzustellen, erzielte mit diesem
Vorschlag jedoch keine Mehrheit. Es fehle die Gesetzesgrundlage flir einen
entsprechenden Kredit, zumal man sich bezlglich des Gesetzes nicht habe einigen
kénnen, betonten dessen Gegnerinnen und Gegner. Ahnlich verlief anschliessend auch
die Debatte im Standerat, auch hier sprach sich die Kommissionsmehrheit dagegen aus,
einen Betrag zu sprechen, ohne dass die gesetzliche Grundlage vorliege. In der
Zwischenzeit hatte die WAK-SR ein neues, auf dem Vorschlag ihrer
Schwesterkommission beruhendes Konzept erarbeitet, das ebenfalls einen
Hértefallfonds beinhaltete. Um diesen zu finanzieren, schlug auch im Standerat eine
Minderheit einen Kredit Gber CHF 20 Mio. vor - hier jedoch mit 21 zu 20 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) erfolgreich, wenn auch &usserst knapp. Die Argumentation der
Minderheit lautete, dass das Geld mit diesem Kredit bereit ware, falls die Rate eine
Ubereinkunft bezlglich des Gesetzes treffen wirden, und ansonsten eh nicht
verwendet werden koéonnte. Nachdem sich der Nationalrat jedoch von dieser
Argumentation nicht hatte Uberzeugen lassen und auf einer Streichung des
entsprechenden Kredits beharrt hatte, willigte der Standerat ein: Ohne
Gesetzesgrundlage gebe es auch keinen Kredit; man habe ja in der Sommersession
erneut eine Mdglichkeit, diesbezlglich eine Gesetzesgrundlage zu erarbeiten, war aus
der kleinen Kammer zu vernehmen.

Somit verblieb noch der kombinierte Kredit fur den Tourismus. Hier hatte sich der
Nationalrat mit den CHF 40 Mio. fir die Werbekampagne fir den Schweizer Tourismus
fur die nachsten drei Jahre abgefunden, wollte diese aber nur unter der Bedingung
genehmigen, dass dieser Tourismuskredit fur dreifach nachhaltige - 6kologische, sozial
gerechte und wirtschaftlich sorgsame - Foérderprogramme eingesetzt wirde. Die
wegfallenden Tourismusabgaben in der Héhe von CHF 27 Mio. wollte er hingegen nicht
finanzieren - diese hatte der Bund anstelle der privaten Beitragszahlenden, darunter
die UBS, die Zurcher Kantonalbank und Red Bull, Gbernehmen sollen, wie Bundesrat
Maurer eine Erklarung des SECO wiedergab. Letzteres sei ebenfalls der Meinung, es
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brauche keinen zuséatzlichen Kredite, erganzte der Finanzminister. Man wolle nicht die
Beitrage von Privaten Ubernehmen, zudem wuirde das Geld nicht den Geschédigten
zugutekommen, befurchtete die grosse Kammer. Der Stéanderat préazisierte die
Ausgangslage der Tourismusabgaben: Normalerweise wirde dieser Betrag durch rund
1200 Partner aus dem Tourismusbereich - CHF 22 Mio. stammten dabei von lokalen
Akteuren, CHF 5 Mio. von grossen Sponsoren - finanziert und vor allem kleineren und
regionalen Partnern zugute kommen. Der Standerat hielt somit vorerst am hdheren
Betrag von CHF 67 Mio. fest, gab jedoch kurz vor der Einigungskonferenz nach,
nachdem der Nationalrat einen Kompromissvorschlag einer Minderheit Matter (glp, GE)
Uber CHF 53.5 Mio., bei dem der Bund entsprechend nur die Halfte der
Tourismusabgabe hétte lGbernehmen sollen, abgelehnt hatte. Kommissionspréasident
Hegglin (cvp, ZG) verwies jedoch darauf, dass man hier unter der Bedingung einlenke,
dass der Bundesrat die CHF 40 Mio je hélftig den regionalen Tourismusorganisationen
und Schweiz Tourismus zukommen lasse. Beat Rieder (cvp, VS) ergénzte, dass damit bei
Schweizerinnen und Schweizern Werbung fir Ferien in der Schweiz gemacht und nicht
international fir Ferien in der Schweiz geworben werden solle. Schliesslich willigte der
Standerat auch in die Bedingung ein, dass der Kredit fur die Férderung eines
nachhaltigen Tourismus eingesetzt werden solle, auch wenn gemaéass Hegglin die
«Zustandigen des SECO» die Folgen dieser Bedingung nicht genau hatten abschatzen
kénnen.

Insgesamt folgte das Parlament somit nur bei den Geschéaftsmieten dem Aufruf des
Finanzministers sowie einer Minderheit Schwander (svp, SZ) und verzichtete auf weitere
Kredite im Rahmen des Notrechts, entschied sich bei den Ubrigen zwei Fragen aber
immerhin fir des Finanzministers zweitliebste Option: die glinstigere. »

Einen Tag nach dem Stédnderat machte sich auch der Nationalrat an die Beratung des
Voranschlags der Eidgenossenschaft 2022 mit integriertem Aufgaben- und Finanzplan
2023-2025. Sarah Wyss (sp, BS) und Daniel Brélaz (gp, VD) présentierten dem Rat das
Budget aus Sicht der Mehrheit der FK-NR: Der Bundesrat habe ordentliche Ausgaben in
der Héhe von 77.7 Mrd. und ausserordentliche Ausgaben von CHF 3.0 Mrd. vorgesehen.
Bei ordentlichen Einnahmen von CHF 77.1 Mrd. und ausserordentlichen Einnahmen von
CHF 1.5 Mrd. bleibe damit aufgrund der Schuldenbremse ein struktureller Uberschuss
und somit ein Handlungsspielraum von CHF 44 Mio. Die Kommissionsmehrheit plane
«kleinere Adjustierungen» mit Mehrausgaben von CHF 273 Mio. Bei 12
Mehrheitsantragen zur Schaffung von Differenzen zum Sténderat lagen der grossen
Kammer in der Folge auch etwa 40 Minderheitsantrage vor, grosstenteils von der SVP-
oder der SP- und der Grunen-Fraktion. Differenzen zum Erstrat schuf der Nationalrat
dabei jedoch nur wenige, zeigte sich dabei aber mehrheitlich grosszlgiger als der
Erstrat.

In der Eintretensdebatte hoben die Fraktionssprecherinnen und -sprecher erneut die
spezielle Situation aufgrund der noch immer nicht ganz Uberstandenen Corona-
Pandemie hervor, beurteilten diese aber sehr unterschiedlich. So sprach etwa Lars
Guggisberg (svp, BE) von einer «dlsteren» Situation aufgrund des grossen Anstiegs der
Nettoschulden, wahrend FDP-Sprecher Alex Farinelli (fdp, TI) zwar das Defizit beklagte,
aber auch den langfristigen Nutzen der entsprechenden Ausgaben hervorhob.
Optimistischer zeigten sich die Ubrigen Kommissionssprechenden. Michel Matter (glp,
GE) schétzte etwa die Situation der Schweiz als «solide» ein, Alois Gmur (mitte, SZ)
zeigte sich erfreut Uber die insgesamt gute Situation der Schweizer Wirtschaft, verwies
jedoch auch auf die noch immer stark leidenden Branchen. Ursula Schneider Schuttel
(sp, FR) und Felix Wettstein (gp, SO) strichen schliesslich die im Vergleich zum Ausland
«gute Schuldensituation» (Schneider Schittel) heraus. Finanzminister Maurer bat den
Rat im Hinblick auf den héarter werdenden «internationaleln] Konkurrenz- und
Verdrangungskampf>» um Zurlckhaltung bei zusatzlichen Ausgaben.

Mit den mahnenden Worten des Finanzministers in den Ohren startete der Nationalrat
in die Detailberatung von Block 1 zu Beziehungen zum Ausland und zur Migration. Hier
schuf er zwei Differenzen zum Sténderat: So wollte die Kommissionsmehrheit den
Kredit zuhanden des SECO fur Darlehen und Beteiligungen an Entwicklungslander
gegenuber dem bundesratlichen Vorschlag um CHF 10 Mio. erhéhen und damit die
Reduktion gegenuber dem Vorjahr rickgangig machen. Der Bundesrat habe bei der
Sifem, der Entwicklungsfinanzierungsgesellschaft des Bundes, bereits 2020 CHF 10 Mio.
zusatzlich zur Milderung der Corona-Probleme eingeschossen - diese sollen nun
kompensiert werden, erklarte Minderheitensprecher Egger (svp, SG), der den
Kdrzungsantrag vertrat, die Differenz zum Vorjahr. Da dieser Nachtragskredit damals
aber vollstandig kompensiert worden sei, erachtete die Kommissionsmehrheit diese
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Kirzung nicht als angebracht und setzte sich im Rat mit 107 zu 74 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) durch. Ohne Minderheitsantrag erhohte der Nationalrat zudem auf
Antrag seiner Kommission den Sollwert fur die Mindestanzahl Freihandelsabkommen far
die Finanzplanjahre 2024 und 2025. Der Bundesrat hatte hier fur die Finanzplanjahre
jeweils 34 Freihandelsabkommen vorgesehen, die Kommission erhéhte diese Zahl auf
35 (2024) respektive 36 (2025).

Im Vorfeld der Budgetdebatte hatte der Vorschlag der APK-NR, dass die Schweiz eine
dritte Kohéasionsmilliarde sprechen und sich damit quasi eine Beteiligung an
verschiedenen Projekten, unter anderem an Horizon, erkaufen kénne, fur mediale
Aufmerksamkeit gesorgt. Auf Antrag der APK-NR beantragte die Mehrheit der FK-NR
nun dem Nationalrat, eine dritte Beteiligung der Schweiz an der Erweiterung der EU
2019-2024 in der Hohe von CHF 953.1 Mio. freizugeben, diese aber von einer bis Ende
Juni 2022 unterzeichneten Assoziierungsvereinbarungen zwischen der Schweiz und der
Europaischen Union zur Teilnahme an verschiedenen laufenden EU-Programmen
abhéngig zu machen. Eine Minderheit Guggisberg beantragte in Ubereinstimmung mit
dem Bundesrat die Streichung dieses zuséatzlichen Kreditpostens. Finanzminister
Maurer bat den Rat eindringlich darum, darauf zu verzichten, da man sich «mit einer
solchen Aufstockung in Brlssel eher blamieren wirde [...]1. Die Erwartungen in Brissel
sind vollig anderer Natur; sie bestehen nicht darin, dass wir hier einfach etwas
bezahlen, und dann lauft alles.» Mit 93 zu 84 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) folgte der
Nationalrat der Minderheit. Die (fast) geschlossen stimmenden Fraktionen der SVP und
der FDP.Liberalen sowie die Mehrheit der Mitte-Fraktion setzten sich in dieser Frage
durch.

Ansonsten lagen in diesem Block verschiedene Minderheitenantréage von linker und
rechter Ratsseite fur Aufstockungen und Kirzungen vor, die jedoch allesamt erfolglos
blieben, etwa eine Aufstockung des Budgets des EDA flUr humanitére Aktionen
zugunsten des Engagements in Afghanistan und den umliegenden Landern (Minderheit
Friedl: sp, SG), eine Erhdéhung des Kredits fur zivile Konfliktbearbeitung und
Menschenrechte (Minderheit Badertscher: gp, BE) und einen erneuten Beitrag von CHF
300'000 an den Access to Tools Accelerator (Minderheit Friedl) sowie auf der anderen
Seite eine Reduktion der Beitrdge an multilaterale Organisationen, an die
Entwicklungszusammenarbeit und an die Ldnder des Ostens (Minderheiten Grin: svp,
VD).

Im zweiten Block zu den Themen «Kultur, Bildung, Forschung und Sport>» schuf der
Nationalrat keine Differenzen zum Erstrat. Er folgte dem Stédnderat bei seiner
Aufstockung des Kredits fur Sportverbédnde und andere Organisationen um CHF
660'000, mit der - wie in den Planungsgréssen vermerkt wurde - eine unabhangige
nationale Anlauf- und Meldestelle fir Misshandlungen im Schweizer Sport geschaffen
werden sollte. Eine Minderheit Sollberger (svp, BL) unterlag mit ihrem Antrag auf
Streichung der Aufstockung mit 112 zu 69 Stimmen (bei 4 Enthaltungen). Auch die vom
Standerat vorgenommenen Aufstockungen beim Bundesamt fiur Meteorologie und
Klimatologie hiess der Nationalrat entgegen zweier Minderheitsantrage Egger deutlich
gut (129 zu 55 Stimmen bei 1 Enthaltung respektive 129 zu 56 Stimmen). Abgelehnt
wurden in der Folge auch verschiedene Streichungsantrage Nicolet (svp, VD), Schilliger
(fdp, LU) und Sollberger bei den Covid-19-Leistungsvereinbarungen zur Kultur, bei der
Covid-19-Soforthilfe flur Kulturschaffende und Kulturvereine im Laienbereich sowie bei
den Covid-19-Finanzhilfen.

Verschiedene Differenzen zum Erstrat entstanden hingegen im dritten Block zur
sozialen Wohlfahrt und Gesundheit. So erhdhte der Nationalrat auf Antrag der
Kommissionsmehrheit die Gelder fur die Familienorganisationen bei den Krediten des
BSV, die Finanzhilfen unter anderem zur Elternbildung oder zur familienergdnzenden
Kinderbetreuung beinhalten, im Voranschlags- und den Finanzplanjahren um CHF 1 Mio.
Der Bundesrat und eine Minderheit Guggisberg hatten die Ablehnung der Aufstockung
beantragt, zumal fir eine solche Unterstltzung auch institutionelle Voraussetzungen
geschaffen werden mdissten. Auch den Kredit fur den Kinderschutz und die
Kinderrechte erhohte die grosse Kammer um CHF 390'000, um damit die
privatrechtliche Stiftung «Ombudsstelle Kinderrechte Schweiz» zu finanzieren, deren
Schaffung eine angenommene Motion Noser (fdp, ZH; Mo. 19.3633) verlangt hatte. Der
Bundesrat hatte sich gegen diese Aufstockung gestellt, zumal die rechtliche Grundlage
fur diesen Kredit noch nicht bestehe. «Wir kdnnen ja nicht Gelder einsetzen, wenn wir
dafir keine legale Grundlage haben», betonte Finanzminister  Maurer.
Kommissionssprecher Brélaz argumentierte hingegen, man kdnnen nicht «tout
contrdler pendant deux-trois ans», bevor man damit beginnt, die Gelder einzusetzen.

Abgelehnt wurden in diesem Block Antrage auf Kreditklrzungen bei der Gleichstellung
von Frau und Mann, die eine Minderheit Sollberger beantragt hatte. Eine Plafonierung
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gegenlber dem Vorjahr hatte geméss Sollberger «keinen Einfluss auf weniger oder
mehr Gleichstellung». Ebenfalls erfolglos blieb ein Antrag Glarner (svp, AG) auf
Streichung des Beitrags an ein spezifisches Projekt des Vereins Netzcourage sowie ein
Minderheitsantrag Nicolet zur Anderung der Planungsgréssen zur Bundesfinanzierung
der Covid-19-Tests: Diese sollte nur solange gewahrt werden, wie die Covid-19-
Zertifikatspflicht gilt. Auch ein Minderheitsantrag Schilliger, der die Leistungen des
Erwerbsersatzes mit Verweis auf die vierte Revision des Covid-19-Gesetzes nur bis
Ende Juni 2022 gewédhren und die Covid-19-Situation anschliessend neu beurteilt
wissen wollte, fand keine Mehrheit.

Auch im vierten Block zu Landwirtschaft, Tourismus und Steuern wich der Nationalrat
in einem Punkt von den Entscheiden des Standerates ab: Bei der Nachmeldung flr ein
Tourismus-Recovery-Programm von CHF 17 Mio. wollte die Kommission die Gelder zu je
50 Prozent flir Marketingkampagnen von Schweiz  Tourismus und flr
Entlastungszahlungen an touristische Partnerorganisationen verwenden. Der Bundesrat
und der Sténderat hatten keine entsprechenden Einschrankungen vorgenommen,
weshalb geméss den beiden Kommissionssprechenden wie Ublich zwei Drittel in die
gesamtschweizerischen Marketingkampagnen fliessen wirden. Jedoch sei eine
Werbekampagne in Sidafrika momentan - auch aus 0©kologischer Sicht - nicht
«unbedingt gerade unser Hauptziel», betonte Kommissionssprecherin Wyss.
Stillschweigend stimmte der Nationalrat diesem Antrag seiner Kommission zu.

Hingegen folgte der Nationalrat dem Sténderat in diesem Block bei der Erhéhung der
Zulagen fur die Milchwirtschaft und den Beihilfen fur den Pflanzenbau. Eine Minderheit
Munz (sp, SH) hatte beantragt, auf erstere Erhdhung zu verzichten und dem Bundesrat
zu folgen. Der Bundesrat wolle die Verkehrsmilchzulage erhdhen, aber die
Verkasungszulage senken, da Letztere aufgrund von Fehlanreizen zu einer zu grossen
Menge Kase von geringer Qualitat fuhre. Die von der Kommission beantragte Erhéhung
zugunsten der Verkasungszulage wurde folglich die bisherige Marktverzerrung noch
zementieren. Finanzminister Maurer wies Uberdies darauf hin, dass man entsprechende
Erhdhungen - falls notig - lieber erst mit den Nachtragskrediten vorlegen wirde, wenn
man die dazugehorigen Zahlen kenne. Mit 105 zu 61 Stimmen (bei 20 Enthaltungen)
sprach sich der Nationalrat jedoch fiur die Erhéhung aus. Die ablehnenden Stimmen
stammten grosstenteils von der SP-, einer Mehrheit der GLP- und einer Minderheit der
FDP.Liberalen-Fraktion, die Enthaltungen grésstenteils von der Grinen-Fraktion.

Auch in diesem Block blieben zwei Minderheitsantrége erfolglos: Eine Minderheit |
Fischer (glp, LU) und eine Minderheit Il Gysi (sp, SG) unterlagen mit Antrdgen auf
Erhéhungen bei der direkten Bundessteuer respektive bei der Mehrwertsteuer, beim
Globalbudget der ESTV sowie in den Finanzplanjahren. Die zuséatzlichen Mittel sollten
zur Schaffung von je funf zusatzlichen Steuerkontrollstellen und somit zur Erhéhung des
Steuerertrags eingesetzt werden und sich so mittelfristig quasi selbst finanzieren.

Im filinften Block zu Verkehr, Umwelt, Energie und Raumplanung entschied sich der
Nationalrat bezuglich zweier Punkte zum Bundesamt fir Energie anders als der
Standerat. Letzterer hatte den Kredit fur das Globalbudget des BFE sowie flr das
Programm EnergieSchweiz gegenuber dem bundesratlichen Entwurf erhéht. Die
Mehrheit der FK-NR beantragte nun bei beiden Kreditposten eine zusatzliche Erhéhung
um CHF 2.9 respektive CHF 8.3 Mio., wobei die zusatzlichen Gelder beim Globalbudget
zur Finanzierung des durch die Erhéhung beim Programm EnergieSchweiz begriindeten
Aufwands eingesetzt werden sollten. Damit wollte die Kommission gemass ihrem
Sprecher Brélaz in den wenigen Bereichen, in denen die Finanzierung entsprechender
Projekte Uber das Bundesbudget lauft, nach der Ablehnung des CO2-Gesetzes erste
Massnahmen zum Klimaschutz treffen. Eine Minderheit Egger sprach sich gegen die
Erhdhung aus, zumal im  Energiebereich  zuerst die Problematik der
Stromversorgungsllicke gelost werden musse. Finanzminister Maurer wehrte sich vor
allem dagegen, nach der Ablehnung des CO2-Gesetzes einzelne Punkte «quasi durch
die Hintertire einfach wieder aufs Tapet» zu bringen. Mit 115 zu 67 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) hiess der Nationalrat die Erhéhung jedoch gut, abgelehnt wurde sie von
einer Mehrheit der SVP-, der Halfte der Mitte- und einer Minderheit der FDP.Liberalen-
Fraktion.

Erhoht gegenldber dem bundesratlichen Antrag wurde auch der Kredit fur das
Globalbudget des ARE. Hier hatte der Standerat zuvor entschieden, CHF 100'000 mehr
fur das Projekt Swiss Triple Impact, ein Foérderprogramm zur Erreichung von
nachhaltigen Entwicklungszielen, einzusetzen, und der Nationalrat folgte ihm mit 115 zu
69 Stimmen (bei 1 Enthaltung). Der Finanzminister hatte die Erhéhung bei einem Sach-
und Betriebsaufwand des ARE von CHF 9 Mio. als unnétig erachtet. Auch bei der
Aufstockung der Einlage des BIF folgte der Nationalrat seinem Schwesterrat: Hier soll
der Maximalbetrag und somit zusatzlich CHF 233 Mio. eingestellt werden, um
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sicherzustellen, dass auch zukinftig gentgend Geld fur den Bahnverkehr vorhanden ist,
betonte Kommissionssprecherin Wyss. Dies erachteten der Bundesrat und eine
Minderheit Schilliger als nicht notwendig, da der Fonds genligend stark gedufnet sei. Mit
125 zu 59 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) folgte der Nationalrat jedoch der kleinen
Kammer.

Abgelehnt wurden hingegen ein Kirzungsvorschlag einer Minderheit Egger bei den
Umweltschutzmassnahmen des BAZL - Egger hatte argumentiert, die Erhdhung beruhe
lediglich auf der Vermutung des BAZL, dass es zuklnftig mehr Umweltschutzgesuche
geben kdénne - sowie ein Einzelantrag Riegger (svp, OW) zur Aufstockung des Kredits
des BAFU um CHF 6 Mio., mit der nach der Ablehnung des revidierten Jagdgesetzes die
durch Wolfe verursachten Schaden abgegolten und der zusatzliche Aufwand
entschadigt werden sollten.

Im sechsten Block zum Themenbereichen Eigenaufwand und Schuldenbremse schlug
eine Kommissionsmehrheit in Ubereinstimmung mit dem Standerat vor, verschiedene
Kredite beim Bundesamt fur Verkehr ausserordentlich zu verbuchen, um so die zuvor
vorgenommene Erhéhung der BIF-Einlage finanzieren zu kénnen. Anders als der
Standerat beabsichtigte die Mehrheit der FK-NR zudem, eine Nachmeldung des
Bundesrates im Bereich Covid-19-Arzneimittel und -Impfleistungen in der Héhe von
CHF 57 Mio. ausserordentlich zu verbuchen - da man noch zusatzliche Ausgaben
beschlossen habe, kdnne nur so die Schuldenbremse eingehalten werden, begrindete
Kommissionssprecher Brélaz den Vorschlag. Eine Minderheit Schwander (svp, SZ)
wehrte sich gegen diese Umbuchungen, da sie gegen die Schuldenbremse und das
Finanzhaushaltsgesetz verstossen wilrden. Diese Meinung teilte auch der
Finanzminister, ihm ging das Parlament «mit [seiner] Interpretation [des FHGI hier zu
weit», auch wenn die Interpretation der Gesetze keine exakte Wissenschaft sei. Der
Nationalrat stimmte den Umbuchungen jedoch mit 133 zu 50 Stimmen respektive 133 zu
49 Stimmen zu.

Eine weitere Differenz schuf der Nationalrat stillschweigend bezlglich der
Planungsgrossen beim VBS: Dort soll eine neue Planungsgrosse daflir sorgen, dass die
Bruttomietkosten ab 2025 um 2 Prozent gesenkt und damit gemass
Kommissionssprecherin Wyss CHF 400 Mio. jahrlich «freigespielt> werden sollen.
Erfolglos blieben die Minderheitsantrage Sollberger und Strupler (svp, TG), welche die
Kredite fir das Bundespersonal gegenliber dem bundesratlichen Vorschlag um CHF 1.8
Mio. (2022, Minderheit Sollberger) respektive um CHF 10.9 Mio. (2023), CHF 117 Mio.
(2024) und CHF 265 Mio. (2025, alle Minderheit Strupler) reduzieren wollten. Damit
hatte auf zusatzliche Stellen fur die Strategie Social Media/Digitalisierung verzichtet
(Sollberger) respektive «das ungebremste Personalwachstum beim Bund» gebremst
werden (Strupler) sollen. Zuvor hatte bereits der Stédnderat die Ausgaben im
Voranschlags- und den Finanzplanjahren um CHF 21 Mio. reduziert. Mit 131 zu 52
Stimmen respektive 133 zu 50 Stimmen lehnte der Nationalrat die beiden Antrage ab,
folgte damit dem Bundesrat und schuf eine weitere Differenz zum Erstrat. Erfolglos
blieb auch ein Kirzungsantrag Egger beim Ressourcenpool des Generalsekretariats
UVEK.

Mit der Bereinigung des Entwurfs, bei welcher der Nationalrat seiner Kommission in fast
allen Punkten gefolgt war, hatte der Nationalrat den Ausgabeniberschuss von CHF 2.08
Mrd. (Bundesrat) respektive CHF 2.32 Mrd. (Stdnderat) auf CHF 2.36 Mrd. erhéht -
durch die Umbuchung einzelner zusatzlicher Ausgaben auf das Amortisationskonto
(ausserordentliche Ausgaben Bundesrat: CHF 3.03 Mrd., Standerat: CHF 3.25 Mrd.,
Nationalrat: CHF 3.30 Mrd.) konnte die Schuldenbremse jedoch eingehalten werden.
Mit 130 zu 44 Stimmen (bei 7 Enthaltungen) nahm der Nationalrat den Voranschlag 2022
an. Die ablehnenden Stimmen stammten von Mitgliedern der SVP-Fraktion und von
Stefania Prezioso (egsols, GE), die Enthaltungen ausschliesslich von Mitgliedern der
SVP-Fraktion. Letztere sprachen sich teilweise auch gegen die (Ubrigen
Bundesbeschlisse aus, dennoch nahm der Nationalrat den Bundesbeschluss Ib Gber die
Planungsgréssen im Voranschlag fur das Jahr 2022, den Bundesbeschluss Ill Uber die
Entnahmen aus dem Bahninfrastrukturfonds flir das Jahr 2022 wund den
Bundesbeschluss IV Uber die Entnahmen aus dem Nationalstrassen- und
Agglomerationsverkehrsfonds fr das Jahr 2022 jeweils deutlich an. %
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.12.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

STANDESINITIATIVE
DATUM: 09.06.2022
SARAH KUHN

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz
Klimapolitik

Im September 2020 reichte die Fraktion der Grinen eine parlamentarische Initiative
ein, mit welcher ein durch ein Losverfahren bestimmter Klimarat geschaffen werden
soll. Dieser Klimarat wirde aus 200 rein zufallig ausgelosten Personen bestehen, womit
die Geschlechter, Altersgruppen, Sprachregionen und weitere Kriterien adaquat
abgebildet werden sollten. Um in der aktuellen globalen Klimakrise fir mehr
Klimaschutz und -gerechtigkeit zu sorgen, soll der Rat politische Rechte austben
kénnen. So soll er beispielsweise Motionen zu Handen des Parlaments einreichen und
mit einer Zweidrittelmehrheit Volksinitiativen vorschlagen kénnen, welche analog einer
zustande gekommenen Volksinitiative zur Abstimmung gelangen wirden.

Die SPK-NR prifte die Initiative im Oktober 2021 und gab ihr keine Folge. Es bestiinden
keine guten Grinde, ein solches Gremium zu schaffen, argumentierte die
Kommissionsmehrheit. Zum einen wirde dieser Rat das Parlament schwachen. Zum
anderen wére er demokratisch nur ungentgend legitimiert. Insbesondere deshalb wéare
es sehr problematisch, wenn «dieser befugt sein soll, Volk und Stédnden
Verfassungsanderungen zu unterbreiten, wie dies auch 100'000 Burgerinnen und
BlUrger tun kénnen». Ausserdem bestinden flur die Bevdlkerung bereits gentgend
direktdemokratische Instrumente, um im politischen Prozess mitzuwirken.

Die grosse Kammer behandelte das Geschéft in der Wintersession 2021. Nachdem die
beiden Mitglieder der Grinen Partei, Balthasar Glattli (gp, ZH) und Greta Gysin (gp, T1),
sowie die beiden Kommissionssprechenden, Damien Cottier (fdp, NE) und Marianne
Binder-Keller (mitte, AG), ihre schon aus dem Kommissionsbericht bekannten
Argumente noch einmal vorgelegt hatten, schritt die grosse Kammer zur Abstimmung.
Der Nationalrat folgte seiner Kommission und gab der Initiative mit 136 zu 33 Stimmen
bei 19 Enthaltungen keine Folge. Das Anliegen vermochte nebst den Grinen nur
vereinzelte Mitglieder der SP-Fraktion zu Uberzeugen. ¥

Sozialpolitik

Soziale Gruppen
Asylpolitik

Nachdem sich die SPK-NR entgegen ihrer Schwesterkommission entschieden hatte, der
Standesinitiative des Kantons Basel-Stadt, welche forderte, zusatzliche, in
Griechenland gestrandete, besonders schutzbediirftige Personen aufzunehmen, keine
Folge zu geben, kam das Anliegen in der Sommersession 2022 in die grosse Kammer.
Marianne Binder-Keller (mitte, AG) argumentierte fir die Kommissionsmehrheit, dass
die Situation in Griechenland nicht mehr «dermassen tragisch» sei wie im Herbst 2020,
weshalb sich die Mehrheit der Kommission daflr ausgesprochen habe, der
Standesinitiative keine Folge zu geben. Ausserdem tue die Schweiz bereits viel - etwa in
Form von Hilfsgitern oder mit der Aufnahme von unbegleiteten minderjahrigen
Asylsuchenden. Als Sprecherin der Kommissionsminderheit setzte sich Tamara
Funiciello (sp, BE) flir Folgegeben ein und forderte den Nationalrat auf, «endlich das
Richtige» zu tun und mehr humanitére Verantwortung zu tbernehmen. Der Krieg in der
Ukraine habe gezeigt, dass die Schweiz durchaus in der Lage sei, schutzbedurftigen
Menschen die notige Sicherheit und Aussicht auf Arbeit zu geben. Die Frage sei nun,
wieso dies fur Menschen, welche an den européischen Aussengrenzen unter prekédren
Umsténden ausharren mussen, nicht auch moglich sein soll. Funiciello vermochte
jedoch den Nationalrat nicht fur das Anliegen zu gewinnen, welcher mit 98 zu 59
Stimmen entschied, der Standesinitiative keine Folge zu geben. Lediglich die
Fraktionen der SP und der Grinen stimmten geschlossen fur das Anliegen, zuséatzliche
Unterstitzung erfuhr die Standesinitiative darUber hinaus lediglich von den beiden
EVP-Nationalratinnen. %
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.06.2022
SARAH KUHN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.06.2022
MARLENE GERBER

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 156.05.2022
SARAH KUHN

Nachdem die SPK-NR entschieden hatte, der Vorlage keine Folge zu geben, beugte sich
der Nationalrat in der Sommersession 2022 Uber die parlamentarische Initiative der
Grunen Fraktion, die forderte, dass es Kantonen und Gemeinden erméglicht werden
soll, auf eigene Initiative hin zusatzliche Fliichtlingsgruppen aufzunehmen. Der
Minderheitensprecher Balthasar Gléttli (gp, ZH) argumentierte fir das Anliegen seiner
Fraktion, dass es keinen guten Grund gabe, wieso der Schweizer Féderalismus nicht
dazu genutzt werden solle, die Asylpolitik der Schweiz menschlicher und offener zu
gestalten. Laut Marianne Binder-Keller (mitte, AG) stinde der vorgeschlagene
Mechanismus im Verstandnis der Kommissionsmehrheit aber im «Widerspruch zum
aktuellen System», welches darauf aufbaue, dass «die Lasten» gemeinsam, statt von
einzelnen Gemeinden, getragen wirden.

Der Nationalrat entschied mit 119 zu 70 Stimmen, dem Anliegen der Grlnen Fraktion
keine Folge zu geben. Flr die Vorlage sprachen sich lediglich die beiden geschlossen
stimmenden Fraktionen der SP und der Grinen sowie die drei Nationalratsmitglieder
der EVP aus. Damit blieb der Nationalrat seiner Stellung zu diesem Thema treu - so
hatte er bereits eine Woche zuvor einer Standesinitiative aus dem Kanton Basel-Stadt
keine Folge gegeben, die eine dhnliche Anderung im Asylwesen gefordert hatte. 2

Frauen und Gleichstellungspolitik

Ende 2021 reichten sechs Nationalradtinnen verschiedenster Parteien sechs identische
parlamentarische Initiativen ein, die forderten, dass Aufrufe zu Hass und Gewalt
aufgrund des Geschlechts der Antirassismus-Strafnorm (Art. 261bis StGB) unterstellt
werden. Die Initiantinnen - Min Li Marti (sp, ZH; Pa.lv. 21.513), Marianne Binder-Keller
(mitte, AG; Pa.lv. 21.514), Jacqueline De Quattro (fdp, VD; Pa.lv. 21.515), Sibel Arslan
(basta, BS; Pa.lv. 21.516), Lilian Studer (evp, AG; Pa.lv. 21.522) und Kathrin Bertschy (glp,
BE; Pa.lv. 21.5627) begriindeten ihr Anliegen mit der weiten Verbreitung von Gewalt und
Hass an Frauen, der mit einem klaren Signal - wie demjenigen der Unterstellung unter
die Antirassismus-Strafnorm - Einhalt geboten werden kénnte. Ob neben der sexuellen
Orientierung auch Diskriminierungen und Hass aufgrund der Geschlechtsidentitat in die
Antirassismus-Strafnorm aufgenommen werden sollten, war auch bereits wahrend der
Beratungen zur Umsetzung der parlamentarischen Initiative Reynard (sp, VS; Pa.lv.
13.407) diskutiert worden, die im Februar 2020 an der Urne bestatigt worden war. Die
erstberatende RK-NR, die sich Ende Juni 2022 JUber die sechs neuen
parlamentarischen Initiativen beugte, gab diesen mit 16 zu 6 Stimmen Folge. *°

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

Noch am Tag der Schlussabstimmungen Uber die Revision des Filmgesetzes (FiG),
kiindigten die Jungfreisinnigen, die Jungen Grlnliberalen sowie die Junge SVP ein
gemeinsames Referendum an. Am 20. Januar 2022 reichte das Bundnis insgesamt
69'797 Unterschriften ein, wovon die BK am 14. Marz 2022 51'872 als gultig bestétigte,
womit das Referendum gegen die «Lex Netflix>» Realitat wurde.

Die Gegnerinnen und Gegner der Revision des Filmgesetzes (FiG), die Jungparteien,
storten sich insbesondere an zwei Elementen des neuen Filmgesetzes: Der erste
Kritikpunkt war, dass Streaming-Plattformen wie Disney+ oder Netflix neu 4 Prozent
ihres in der Schweiz erzielten Bruttogewinns in den Schweizer Film investieren mussen.
Diese Differenz war bereits in den eidgendssischen Raten heiss umstritten gewesen
und konnte erst in der Differenzbereinigung ausgemerzt werden. Zwei Mittrager des
Referendums, Nicolo Carle, Mitglied der Jungen Mitte, und Luis Deplazes aus der
Jungen FDP kritisierten dies als Versuch, kunstlich eine Industrie «hochzuzlchten». Sie
verstinden nicht, «wieso man aus der Schweiz ums Verrecken eine grosse Filmnation
machen wolle», liessen sie sich im Tages-Anzeiger zitieren. Nach Alec von Barnekow,
dem Vizeprasidenten der Jungfreisinnigen, ist es nicht richtig, zur Finanzierung des
Schweizer Films erfolgreiche Wirtschaftsakteure zu bestrafen, nur weil sie eine breite
Kundschaft anziehen kénnten.

Zweitens zeigte sich das Referendumskomitee nicht damit einverstanden, dass das
Gesetz neu eine Mindestquote von 30 Prozent an européaischen Filmen vorsieht, welche
die Plattformen in ihr Angebot aufnehmen mussten. Nach Matthias Muller, Prasident
der Jungfreisinnigen und des Referendumskomitees, wirde dies dazu flhren, dass
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beliebte Filme und Serien aus den USA, Asien oder Afrika wegfallen wirden, was der
Filmvielfalt schaden wuirde, wie er gegenuber dem «Blick» bemerkte. Alec von
Barnekow erachtete dies gar als Frontalangriff auf die liberalen Werte der Schweiz.
Camille Lothe, Présidentin der Jungen SVP Zirich, vertrat gegenlber dem Tages-
Anzeiger die Meinung, dass der Staat mit dieser Gesetzesrevision versuchen wirde, die
Menschen in einem sehr privaten Bereich zu erziehen, was zu weit gehe. Wieder einmal
wirde der Staat damit in etwas Gutes «reinfingern». Generell, so lautete der Tenor der
jungblrgerlichen Parteien, sei die Lex Netflix eine «politische Stiinde». Dies werde sich
direkt in den Abopreisen der Konsumentinnen und Konsumenten niederschlagen,
welche dann flur Filme zahlen wirden, die sie gar nicht sehen mdéchten.

Die Befiirwortenden argumentierten auf der einen Seite damit, dass die Revision neue
Arbeitsplatze und Auftrége an die lokale Wirtschaft mit sich bringe. Durch die bessere
Investition wirden mehr Filmschaffende und Schauspielende in der Schweiz bleiben
oder hierher kommen, die bis anhin ihr Glick auf Grund tieferer Kosten im Ausland
gesucht hatten. Dies wlrde wiederum neue Arbeitsstellen schaffen - immerhin brauche
eine Filmproduktion um die 200 Angestellte, wie Regisseurin Lisa Brihlmann gegentber
den Medien erkléarte. Auch die Qualitat des Schweizer Films wirde geméass Marianne
Binder (mitte, AG) dadurch steigen, so hétte die Férderung in den Nachbarléndern zu
einem Aufblihen der Branchen gefuhrt - sie nannte dazu etwa die spanische Serie «La
Casa de Papel» (Haus des Geldes), welche dank Netflix zu einem weltweiten Erfolg
geworden war. Mit der entsprechenden Forderung sei es durchaus auch maoglich, dass
der néchste Hit aus der Schweiz kommen kénne, was letztendlich auch den Plattformen
zugute kommen wurde.

Auf der anderen Seite argumentierten etwa Elena Tatti und Daniel Wyss als Co-
Prasidium der «Association romande de production audiovisuelle» (AROPA), dass seit
der Pandemie die Gewinne der Branche, gerade von Netflix, in der Schweiz stark
angestiegen seien, was die geplante Abgabe rechtfertige. Ausserdem sei eine
Investitionspflicht von 4 Prozent durchaus legitim, international seien die
entsprechenden Abgaben um einiges hoher - in Frankreich etwa léagen sie bei 26
Prozent. Dass sich diese auf die Preise der Streaming-Anbietenden auswirken wurden,
wie das Referendumskomitee beflrchtete, erachteten bereits Bundesrat und
Parlament derweil als unwahrscheinlich, so sei dies in anderen Landern mit sehr hohen
Ansatzen auch nicht eingetroffen. Zudem héatten die Plattformen dies gleich selbst
widerlegt: die meisten hatten geméass Medien offentlich bekannt gegeben, dass die
Preisgestaltung unabhéngig von solchen neuen Regeln entschieden werde.

Der Abstimmungskampf zur Revision des Filmgesetzes (FiG) blieb lange Zeit
unterdurchschnittlich, sowohl bezlglich Medieninteresse, wie eine Studie des fog
aufzeigte, als auch bezlglich Zeitungsinseraten, wie Année Politique Suisse
verdeutlichte. Fur Aufsehen sorgte hingegen Mitte April 2022 ein Zwischenfall in der
SRF-Sendung «Arena», als Kulturminister Berset unerwartet mit einem Fehler im
Abstimmungsblchlein konfrontiert wurde. Demnach seien in einer Grafik, welche die
Investitionspflicht in anderen européaischen Staaten aufzeigen sollte, auch Staaten ohne
strikte Investitionspflicht aufgefiihrt gewesen. Nachdem das Referendumskomitee in
vier Kantonen Abstimmungsbeschwerden eingereicht hatte, gab die Bundeskanzlei
bekannt, dass erganzende Erklarungen zur Grafik veréffentlicht werden wirden. Da das
Abstimmungsbuchlein zu diesem Zeitpunkt aber bereits an die Stimmbevdélkerung
verschickt worden war, konnten die Anderungen nur noch auf der Internetseite des
Bundes vorgenommen werden. Da dem Komitee die Anpassungen zu wenig weit gingen,
verzichtete es auf einen Rickzug der Beschwerden und reichte Ende April ergénzend
Beschwerde beim Bundesgericht in Lausanne ein. Dieses erachtete jedoch eine
umfassende Information der Stimmberechtigten durch die 6ffentlich zugénglichen
Prazisierungen der BK als zulédssig und lehnte die Beschwerde ab.

Am 15. Mai 2022 nahm das Schweizer Stimmvolk das neue Filmforderungsgesetz mit
einem Ja-Stimmenanteil von 58.4 Prozent an - damit wurde das Schweizer Recht im
Filmwesen an neue Entwicklungen in der EU angeglichen. Die Medien erachteten das
Ergebnis als erstaunlich deutlich, zumal das Referendumskomitee im Verlauf des
Abstimmungskampfes gemaéass Vorumfragen einen beachtlichen Anstieg an
Unterstltzung erreicht und damit die Filmfreundinnen und -freunde unerwartet nervos
gemacht hatte. So zeigte etwa die erste Vorumfrage des SRG/gfs vom 18. Marz 2022,
dass 16 Prozent Nein (16 Prozent eher Nein) stimmen wirden. Zum Zeitpunkt der letzten
Tamedia/Leewas-Vorumfrage vom 4. Mai 2022 war dieser Anteil auf 40 Prozent (5
Prozent eher Nein) angestiegen.
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Abstimmung vom 15. Mai 2022

Beteiligung: 40.03%
Ja: 1'255'038 Stimmen (58.4%)
Nein: 893'370 Stimmen (41.6%)

Parolen:

-Ja: Grline, GLP (4)*, Mitte (3)*, SP, EVP, PdA, Junge Grline, Juso, Junge Mitte (4)*; SGB,
SSV, VPOD, cinésuisse, Suisseculture, Suisa, Europdische Bewegung Schweiz,
Gewerbeverband Al, Ensemble a Gauche, ML-CSP FR, CSP OW, PCSI JU,
Filmschaffende.

-Nein: FDP (3)*, SVP, EDU, SD, Piratenpartei, Junge FDP, Junge SVP, Junge GLP; NZZ,
eco, SGV, Verband Schweizer Privatfernsehen, Schweizerisches Konsumentenforum
(KF), Telesuisse, Economiesuisse, Swico, SuisseDigital.

*in Klammern Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Wie zu erwarten zeigten sich die Gegnerinnen und Gegner des Filmgesetzes wenig
erfreut Uber das Ergebnis. Die NZZ etwa, welche sich gemass fog wahrend des
Abstimmungskampfes klar gegen die Vorlage positioniert hatte, sprach von einem
«Film-Heimatschutz der Linken». Ob damit der Konsum von Schweizer Filmen
tatsachlich steigen werde oder ob es nur einfach erzwungenermassen mehr Angebot
geben werde, musse sich noch weisen. Auch Schweizer Privatsender, welche sich
bereits im Abstimmungskampf kritisch gegenlber dem neuen Gesetz gedussert hatten,
zeigten sich enttduscht. Der Prasident der Jungfreisinnigen, Matthias Muller, welcher
das Referendumsteam angefihrt hatte, erachtete das Ergebnis immerhin als
«Achtungserfolg». Immerhin sei dank dem Referendum Uber die Thematik diskutiert
worden. Die Medien rihmten den Abstimmungskampf der burgerlichen Jungparteien
derweil als «geschickt» und «laut» und beleuchteten die jlngsten Erfolge der
Jungfreisinnigen, etwa ihren Einsatz gegen das Geldspielgesetz oder fur die
Renteninitiative.

Die Befiirwortenden der Revision prasentierte sich gegenlber den Medien zufrieden
und hoffnungsvoll. Der Direktor von Pro Helvetia, Philippe Bischof, twitterte etwa, dass
dieses Abstimmungsergebnis «ein gutes Zeichen fur den Umgang mit Streaming-
Plattformen und gerechter Mittelverteilung zwischen Vertrieb und Kreation» sei. Die SP
deutete das Ergebnis als «Zeichen gegen die Selbstbedienungsmentalitat der grossen
Konzerne» und als wichtiges Signal fur die sprachliche und kulturelle Vielfalt der
Schweiz. Die Mitte freute sich dartber, dass die erwlnschten «gleich langen Spiesse»
zwischen den Streaming-Anbietenden und den Schweizer Fernsehsendern nun zum
Zuge kommen wurden.

Die Medien nutzten das Abstimmungsergebnis auch flr einen Ausblick. Nun erhoffe
sich auch die Musikbranche eine Verbesserung ihrer Lage, etwa in Form einer
moglichen «Lex Spotify». Demnach machten Musikplattformen in der Schweiz
Millionenumséatze - ohne Uberhaupt ein Buro in der Schweiz zu besitzen. Dies sei in den
letzten Jahren bereits in drei Vorstdéssen (Mo. 19.3807; Po. 20.3685; Po. 21.3635)
erfolglos thematisiert worden - die Annahme des Filmgesetzes gebe nun aber Auftrieb.

Im Juni 2022 erschien schliesslich die VOX-Analyse zur Abstimmung und gab Hinweise
auf das Stimmverhalten der Blrgerinnen und Blrger. Abgelehnt wurde die Revision des
Filmgesetzes vor allem von Personen am rechten Pol des politischen Spektrums sowie
von Personen, welche mit der SVP sympathisieren. Als Hauptargument nannten die
Gegnerinnen und Gegner die unerwlnschte <«Einmischung des Staates in die
Wirtschaft» und die bereits ausreichenden Subventionen der Kulturbranche. Die
BeflUrwortenden der Revision erachteten die Revision als Starkung der Schweizer
Filmbranche. Die grosste Zustimmung erhielt das Argument, dass damit Arbeitsplatze
und Auftrédge an Schweizer Produzierende geschaffen wirden und das mit einem
vielfaltigeren Angebot einhergehe. Das Streamingdienste in Zukunft einen Teil ihres
Gewinns aus der Schweiz wieder in die Schweizer Filmbranche investieren mussen,
wurde zudem als gerecht wahrgenommen. Insgesamt erachteten die Befragten die
personliche Bedeutung dieser Revision im Vergleich zu den anderen beiden Vorlagen
des Abstimmungssonntags (Transplantationsgesetz, Frontex) aber als gering. *

1) APS-Zeitungs- und Inserateanalyse zu den Abstimmungen vom 7. Méarz 2021; Medienmitteilung BR vom 19.1.21; Mitteilung
der Universitat Luzern vom 17.12.20; NZZ, 4.7.,10.7.,15.7.20; TG, 22.7.20; TA, 5.11.20; LT, 8.12.,12.12., 15.12.20; CdT, WW,
7.1.21; NZZ, 8.1.21; TG, 14.1.21; AZ, 15.1.21; CdT, 16.1.21; TZ, 18.1.21; AZ, CdT, Exp, Lib, NF, TG, 20.1.21; CdT, WW, 21.1.21; LT, TA,
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TG, 22.1.21; CdT, Lib, NZZ, 23.1.21; CdT, LT, TG, 26.1.21; LT, TA, 27.1.21; LT, TG, TZ, WOZ, WW, 28.1.21; CdT, TA, 29.1.21; AZ, CdT,
Exp, Lib, NF, NZZ, 30.1.21; SoZ, 31.1.21; CdT, 1.2.21; AZ, Bund, CdT, LT, 2.2.21; BZ, CdT, LZ, NZZ, 3.2.21; CdT, LZ, NZZ, 4.2.21;
CdT, LT, TA, 5.2.21; AZ, CdT, NZZ, SZ, TA, 6.2.21; AZ, CdT, LZ, 8.2.21; CdT, Exp, LT, Lib, NF, NZZ, SGT, SZ, TA, TG, 9.2.21; 24H,
AZ, LT, TG, TZ,10.2.21; CdT, LT, WOZ, 11.2.21; BU, LT, QJ, TZ, 12.2.21; BaZ, Lib, 13.2.21; So-Bli, SoZ, 14.2.21; Blick, CdT, 15.2.21;
AZ, CdT, LT, NZZ,16.2.21; AZ, BaZ, CdT, Exp, 17.2.21; AVF, NZZ, TA, WOZ, WW, 18.2.21; AZ, BaZ, CdT, LT, TA, TZ, 19.2.21; Bund,
CdT, Exp, NZZ, TA, 20.2.21; So-Bli, 21.2.21; CdT, LT, TA, TZ, 22.2.21; CdT, LT, NZZ, QJ, SGT, 23.2.21; CdT, LT, TA, TG, TZ, 24.2.21;
AZ, CdT, Lib, NZZ, QJ, SZ, TA, WOZ, WW, 25.2.21; SZ, 26.2.21; AVF, AZ, CdT, Exp, LT, Lib, NF, TA, 27.2.21; So-Bli, 28.2.21; AZ,
CdT, NZZ, SGT, 1.3.21; NZZ, 2.3.21; Exp, LT, NF, 3.3.21; CdT, LT, NZZ, TA, WW, 4.3.21; TG, 5.3.21; NZZ, 6.3.21

2) ABNR, 2022, S. 339 f.; Mo. 20.4559

3) Bericht BR vom 2.11.22; Medienmitteilung BR vom 2.11.22

4) Bericht BR vom 2.11.22; Medienmitteilung BR vom 2.11.22

5) AB NR, 2021S. 658; Mo. 20.4517

6) AB NR, 2021, 5. 1927 ff.; AZ, 21.9.21

7) Mo. 20.3904

8) AB NR, 2021, S. 1958 ff.; AB NR, 2021, S. 2005; AB NR, 2021, S. 2144; AB SR, 2021, S. 1033; AB SR, 2021, S. 1092; AB SR, 2021,
S. 966 ff.; BBI. 2021 2181; BBI. 2021 2183; BBI. 2021 2337; Bericht SPK-SR vom 21.9.21; Medienmitteilung SPK-SR vom 21.9.21;
Medienmitteilung VD vom 28.09.21; TA, 31.8., 3.9., 8.9.21; SoZ, 12.9.21; Blick, TA, 13.9.21; 24H, LT, TA, 14.9.21; NZZ, 22.9.,
29.9.21

9) AB NR, 2022, S. 388 ff.; AB NR, 2022, S. 399 ff.; ABNR, 2022, S. 626; NZZ, 15.3.22

10) AB SR, 2021S. 1252 ff.; Bericht SPK-NR vom 18.2.21

1) AB NR, 2022, S. 491 ff.; AZ, 16.3.22; AZ, CdT, NZZ, 17.3.22

12) AB NR, 2021, S. 80 ff.; AZ, BU, Blick, CdT, Lib, 4.3.21

13) AB NR, 2021S. 1519.; AB NR, 20218S. 949 ff.; AB SR, 2021S. 733; BBI, 20211489

14) AB NR, 20215. 1334 f.; AB NR, 2021S. 1521; AB NR, 2021S. 945 ff.; AB SR, 2021S. 347 ff.; AB SR, 2021S. 569 ff.; AB SR, 2021
S.735; BBI 2021, 1492; BBI, 20211492; AZ, CdT, NZZ, TA, 1.6.21; LT, 3.6.21; AZ, TA, 9.6.21; NZZ, 19.6.21

15) AB NR, 2022, S. 971 ff.; Bericht SPK-NR vom 29.4.22

16) TG, 3.7.,1.12.20; LT, 17.12.20; TG, 21.1.21; LT, 25.1.21; TG, 27.1.21; LT, 1.2.21; TG, 5.2, 11.2.21; LT, 23.2.21; TG, 8.3., 9.3.21; LT,
10.3.21; TG, 11.3.21; LT, 17.3., 22.3., 24.3., 29.3.21

17) Election du Conseil national du 20 octobre 2019 dans le canton de Genéve - résultats; TG, 22.11.18; LT, 16.1.19; TG, 1.4.,
2.4.,5.4.19; LT, 6.4.,12.6.19; TG, 19.6.19; LT, 25.6.19; TG, 26.6.19; LT, 25.7.19; TG, 30.7.19; LT, 5.8.19; LT, TG, 6.8.19; LT, TG,
7.8.19; TG, 10.8.,14.8., 24.8., 3.9.19; LT, 24.9.19; Lib, 30.9.19; TG, 5.10., 9.10., 11.10., 12.10., 14.10.19; LT, TG, 21.10.19; TG, 22.10.,
23.10., 24.10., 9.11.19

18) AB NR, 2020, S. 2693; Po. 20.4145

19) Bericht BR vom 26.1.22

20) Medienmitteilung EDA vom 20.10.22; AZ, CdT, Lib, TA, 21.10.22; NZZ, 22.10.22

21) Medienmitteilung BR vom 2.11.22; NZZ, TA, 2.11.22; CdT, TA, 3.11.22; AZ, 7.11.22; Republik, 10.11.22

22) AB NR, 2020, S. 1720 ff.; NZZ, TA, 7.3.20; AZ, 11.9.20; Blick, 26.9.20

23) AB NR, 2021, S. 1478; AB NR, 2021, S. 1479; AB NR, 2021, S. 1818 f.; AB NR, 2021, S. 1819

24) AB NR, 2022, S. 786 ff.; AB NR, 2022, S. 796; AB SR, 2022, S. 311 ff.

25) AB NR, 2020, S. 495 ff.; AB NR, 2020, S. 547 ff.; AB SR, 2020, S. 256 ff.; AB SR, 2020, S. 281 ff.

26) AB NR, 2021, S. 2214 ff.; AB NR, 2021, S. 2226 ff.; AB NR, 2021, S. 2250 ff.; AB NR, 2021, S. 2255 ff.

27) AB NR 2021, S. 2635 ff.; Medienmitteilung SPK-NR vom 15.10.21

28) AB NR, 2022 S.1091f.

29) AB NR, 2022 S. 1262 ff.

30) Medienmitteilung RK-NR vom 24.6.22

31) APS-Zeitungs- und Inserateanalyse zu den Abstimmungen vom 15.5.22; BBI 2022, 2652; BBI 2022, 640; Einladung
Medienkonferenz Nein-Komitee; Medienmitteilung BK vom 13.4.22; SRF-Trendumfrage zur Volksabstimmung vom 15.5.22 (1.
Welle); Tamedia-Abstimmungsumfrage (3. Welle); VOX-Analyse zu den Abstimmungen vom 15.5.22; fég-Abstimmungsmonitor
zu den Abstimmungen vom 15.56.22; LT, 8.1.22; Blick, 11.1.22; CdT, 13.1.22; LT, 20.1.22; CdT, 21.1.22; LT, TA, 24.1.22; 24H, CdT,
LT, Lib, NF, 9.3.22; NF, 11.3.22; LT, 15.3.22; 24H, CdT, LT, 25.3.22; 24H, 29.3.22; CdT, LT, SGT, 30.3.22; CdT, SGT, 2.4.22; LT,
4.4.22; Lib, 5.4.22; LT, 6.4.22; WW, 7.4.22; 24H, TA, 8.4.22; SoZ, 10.4.22; AZ, 11.4.22; NZZ,12.4.22; AZ, CdT, Lib, TA, 13.4.22;
Blick, SGT, WOZ, 14.4.22; NZZ, TA, 16.4.22; NF, 19.4.22; NZZ, 20.4.22; CdT, TA, WW, 21.4.22; AZ, 23.4.22; SoZ, 24.4.22;
Republik, TA, 25.4.22; AZ, BZ, NZZ, 26.4.22; Republik, TA, 28.4.22; AZ, 29.4.22; SGT, 3.5.22; NZZ, TA, 4.5.22; AZ, NZZ, SGT,
WW, 5.6.22; NZZ, TA, 7.5.22; NZZ,14.5.22; AZ, Blick, NZZ,16.5.22; AZ, 23.5.22; NZZ,16.8.22
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